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Vorbemerkung

ünf Jahre nach der Konferenz der
Vereinten Nationen über Umwelt
und Entwicklung (UNCED) in Rio de

Janeiro steht eine erste Zwischenbilanz
an. Dabei geht es vor allem darum zu
überprüfen, wieweit das Aktionspro-
gramm von Rio, die Agenda 21, bisher
verwirklicht wurde. Die Vereinten Natio-
nen haben eigens hierzu eine Sonder-
generalversammlung einberufen, die im
Juni 1997 in New York stattfinden wird.

Das Forum Umwelt & Entwicklung,
der zentrale Zusammenschluß deutscher
Nichtregierungsorganisationen (NRO)
zur Begleitung des Rio-Folgeprozesses,
nimmt dies zum Anlaß für eine kritische
Bestandsaufnahme. Welche Defizite und
Erfolge sind bei der Umsetzung der UN-
CED-Beschlüsse erzielt worden? Wie
haben die in Rio verabschiedeten völ-

kerrechtlich verbindlichen Konventionen
Eingang in konkrete Politik auf natio-
naler und internationaler Ebene gefun-
den? In welche Richtung hat sich die
Debatte über Umwelt und Entwicklung
in den vergangenen fünf Jahren be-
wegt? Und schließlich - wie ist die Rolle
der Bundesregierung zu bewerten?

Das Augenmerk gilt hier nicht nur der
Analyse und Bewertung des Rio-Folge-
prozesses. Untersucht werden zunächst
die Wechselwirkungen zwischen dem in
den 90er Jahren immer rasanter ver-
laufenden Prozeß der Globalisierung
und dem Leitbild der nachhaltigen Ent-
wicklung. Daraus werden Schlußfolge-
rungen und konkrete Forderungen für
die Umwelt- und Nord-Süd-Politik im
weiteren Rio-Folgeprozeß abgeleitet.
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Nachhaltige Entwicklung in der
 Globalisierungsfalle?

n der Präambel der Agenda 21 heißt
es: „Durch eine Vereinigung von
Umwelt- und Entwicklungstendenzen

und ihre stärkere Beachtung kann es uns
(...) gelingen, die Deckung der Grund-
bedürfnisse, die Verbesserung des Le-
bensstandards aller Menschen, einen
größeren Schutz und eine bessere Be-
wirtschaftung der Ökosysteme und eine
gesicherte, gedeihlichere Zukunft zu
gewährleisten. Das vermag keine Nati-
on alleine zu erreichen, während es uns
gemeinsam gelingen kann; in einer
globalen Partnerschaft, die auf eine
nachhaltige Entwicklung ausgerichtet
ist.“

Die Zeit nach Rio wird von anderen
Prioritäten dominiert. Nicht das Leitbild
der nachhaltigen Entwicklung prägt die
weltweite Tagesordnung, sondern auf
internationaler Ebene die Auseinander-
setzung um Globalisierung, auf natio-
naler Ebene die Debatte um Standort-
und Wettbewerbsvorteile. Fünf Jahre
nach Rio lautet die Frage: Ist nachhalti-
ge Entwicklung unter den Bedingungen
der Globalisierung möglich?

Bisher findet die breite öffentliche
und gesellschaftliche Diskussion um die
Folgen der Globalisierung unter nahezu
vollständiger Ausblendung ökologischer
Fragestellungen statt. Eine der Ursachen
dafür ist, daß die Marktlogik starken
Druck zur Externalisierung von Kosten
(einschließlich der Umweltkosten) aus-
übt. Das erstmals von der Brundtland-
Kommission 1987 postulierte Leitbild
der nachhaltigen Entwicklung hat keinen
Gegenentwurf zur fortgesetzten Wachs-
tumsstrategie entwickeln können. Zu
unpräzise wurde der Leitbegriff der A-
genda 21 definiert. Diese Offenheit

enthält einerseits die Chance, über eine
Vielzahl von Wegen eine ökologisch
und sozial tragfähige Entwicklung zu
erreichen. Andererseits ist die Tendenz
zur Beliebigkeit und zur multiplen Ein-
setzbarkeit des Begriffs der nachhaltigen
Entwicklung für ganz unterschiedliche
Zwecke unübersehbar. Ziele und Wege
müssen jedoch in einem langwierigen
Suchprozeß und in der Auseinanderset-
zung verschiedener gesellschaftlicher
Akteure um einen neuen gesellschaftli-
chen Konsens ermittelt werden. Dieser
Suchprozeß findet auch in Deutschland
statt. Er wird bisher allerdings nur von
einer Minderheit betrieben.

Der Verlust politischer Steue-
rungsfähigkeit durch die wirt-
schaftliche Globalisierung

In der Globalisierung liegt eine Ten-
denz, die Handlungsfähigkeit von Nati-
onalstaaten einzuschränken. Angesichts
des großen Einflusses der internationa-
len Finanzmärkte auf Wechselkurse und
Zinssätze greifen die üblichen Steue-
rungsinstrumente nicht mehr oder sind
der globalen Handlungsebene nicht
angemessen. Weiterhin wird argumen-
tiert, daß das umweltpolitische Ord-
nungsrecht und soziale Schutzstandards
die Wirtschaft einengen und mit Kosten
belasten, die unter Weltmarktbedin-
gungen nicht mehr tragbar sind. Bisher
ist allerdings keine ökologische und
soziale Rahmensetzung auf multilate-
raler Ebene erfolgt, die die nationalen
Schutzstandards ersetzen könnte. Die
bislang benannten Alternativen zum
umweltpolitischen Ordnungsrecht, wie
die ökologische Steuerreform, der Han-
del mit Emissionszertifikaten oder frei-
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willige Selbstverpflichtungen, wurden
entweder noch nicht breit genug durch-
gesetzt, um das nationale Umweltord-
nungsrecht zu ersetzen (Bsp. Ökosteu-
ern), oder haben ihre Wirksamkeit noch
nicht unter Beweis gestellt (Bsp. Ver-
schmutzungszertifikate).

Die wirtschaftliche Globalisierung ist
keine von der Politik der Nationalstaa-
ten autonome Entwicklung. So wird der
durch die Globalisierung aufgebaute
Konkurrenzdruck dazu mißbraucht, das

politische Kräfteverhältnis
innerhalb der Industrie-
staaten zugunsten einer
neoliberalen Wirtschafts-
politik zu verändern. Priva-
tisierung öffentlicher
Dienstleistungen und De-
regulierung vermeintlich
wachstumshemmender
Sozial- und Umweltstan-
dards sowie bürokratischer

Verfahren gelten als die einfache Lö-
sung der schwierigen Probleme der
westlichen Volkswirtschaften. So wurden
in Deutschland mit den sogenannten
„Beschleunigungsgesetzen“ im Natur-
schutzrecht und beim Verkehrswegebau
über Jahrzehnte erkämpfte Beteiligungs-
rechte bei den Planungsverfahren zu-
rückgeschraubt. Sofern die Bundesregie-
rung überhaupt noch neue umweltpoliti-
sche Ziele formuliert, so werden diese
nicht durch Grenzwerte, technische
Standards und das Umweltordnungs-
recht, sondern durch freiwillige Verein-
barungen mit der Industrie und anderen
Akteuren wie Handel und Landwirtschaft
umgesetzt. Im vorauseilenden Gehor-
sam paßt die Bundesregierung deshalb
ihre umweltpolitische Zielsetzung nicht
den naturwissenschaftlichen Notwen-
digkeiten, sondern der Kompromißbe-
reitschaft der Industrie an.

Die Schuld an dem Verlust materiel-
len Wohlstandes einerseits und der Ab-
senkung des sozialen und umweltpoliti-
schen Schutzniveaus andererseits wird

implizit den wirtschaftlichen Konkurren-
ten am Weltmarkt und damit den auf-
strebenden Entwicklungsländern zuge-
schoben. So wird die Globalisierung in
Deutschland sowohl für die hohe Ar-
beitslosigkeit als auch für den Verlust an
Wettbewerbsfähigkeit verantwortlich
gemacht. Eine Analyse, die sowohl
falsch als auch interessengeleitet ist und
von anderen Versäumnissen der Politik
ablenken soll. Denn die Expansion des
Welthandels, die als zentrales Element
der Globalisierung gilt, ist die durchaus
gewollte Folge der Liberalisierung und
Deregulierung in den Industriestaaten.
Deutschland gehört zu den größten
Handelsnationen der Welt und ist damit
selbst einer der Hauptmotoren des
Globalisierungsprozesses. Es muß sich
daher auch den weltweiten sozialen und
ökologischen Folgen dieses Prozesses
stellen.

Eines ist deutlich: Die fortgesetzte
wirtschaftliche Wachstumsstrategie und
das damit einhergehende Wachstum
des Welthandels haben unter den ge-
gebenen Rahmenbedingungen gravie-
rende Auswirkungen auf die Umwelt:

• Der ansteigende Warenhandel geht
mit wachsenden Stoffströmen, einem
steigenden Verbrauch an Ressourcen
und höheren Schadstoffemissionen
einher.

• Verkehrs- und Transportströme neh-
men zu, darunter überproportional
die besonders umweltschädliche
Luftfahrt.

• Die Einbeziehung von Dienstleistun-
gen (darunter große Wachstums-
branchen wie Tourismus und Kom-
munikation) in die Liberalisierung
der Märkte setzt zusätzliche Wachs-
tumsimpulse bei der Warenprodukti-
on und beim Verkehr in Gang.

• Die Liberalisierung des Handels ver-
schärft den Wettbewerb; dies verlei-
tet dazu, daß der gegenwärtig noch
weitgehend „kostenfreie“ Produkti-
onsfaktor Umwelt auf ineffiziente
Weise genutzt wird.

Im vorauseilenden
Gehorsam paßt die

Bundesregierung ihre
umweltpolitische Zie l-
setzung nicht den na-
turwissenschaftlichen

Notwendigkeiten,
sondern der

Kompromißbereit-
schaft der Industrie an.
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• Die Deregulierung und Liberalisie-
rung der Märkte kann regulative Ein-
griffe des Staates zugunsten der Um-
welt wirkungslos machen, da Unter-
nehmen sich durch Standortverlage-
rung Auflagen entziehen können.

Diesen negativen Wirkungen werden
positive Auswirkungen der wirtschaftli-
chen Globalisierung entgegengehalten.
Einige Beispiele:

• Direktinvestitionen internationaler
Unternehmen können zum Export
modernerer und umweltschonende-
rer Produktionstechnik führen. Trans-
nationale Konzerne gelten in man-
chen Ländern als Vorbild bei Um-
weltstandards im Vergleich zu den
einheimischen Betrieben, die auf
Kosten der Umwelt wirtschaften.

• In der Agrarpolitik bricht die Liberali-
sierung der Weltmärkte umweltschä-
digende Subventionssysteme auf, die
auf nationaler Ebene oder innerhalb
der EU gegen die betroffenen Inte-
ressengruppen nicht reformierbar
gewesen wären. Dieselbe Liberalisie-
rung der Agrarmärkte erweist sich
allerdings dort als ökologisch kont-
raproduktiv, wo durch eine immer
stärkere Industrialisierung der Land-
wirtschaft die Artenvielfalt dezimiert
wird und der Schadstoffeintrag in
Boden und Grundwasser steigt.

Das, was als Globalisierung be-
zeichnet wird, ist also in seinen Auswir-
kungen auf Mensch und Umwelt ein
durchaus ambivalentes Phänomen. So
sind die Chancen, die eine ökologische
Modernisierung im globalen Wettbe-
werb bietet (Stichwort: Effizienzrevoluti-
on), zwar nicht unerheblich. Dennoch
gilt auf globaler Ebene erst recht, was
sich national durch viele Beispiele bes-
tätigt hat: Die technologischen Innova-
tionen, die Ressourcen einsparen und
Emissionen reduzieren, werden längst
durch Mengeneffekte kompensiert. Die
drohende Erderwärmung zeigt uns am
deutlichsten, daß die ökologischen
Grenzen der Aufnahmefähigkeit des

Planeten und der Atmosphäre bereits
erreicht sind, obwohl noch nicht einmal
20 Prozent der Erdbevölkerung dem
nördlichen Zivilisationsmodell folgen.

Der am neoliberalen Leitbild orien-
tierten Globalisierung muß deswegen
eine an weltweiter Gerechtigkeit und
den Interessen zukünftiger Generationen
orientierte Alternative entgegengesetzt
werden. Ohne eine Neuverteilung des
globalen Reichtums, die mit einer Neu-
definition der Bedürfnisse in den westli-
chen Industriestaaten verknüpft sein
muß (Stichwort: Suffizienzrevolution),
wird es keine Trendwende bei der glo-
balen ökologischen Zerstörung geben.

Politische Antworten auf die
Globalisierung

Der nationalstaatliche Handlungs-
rahmen und tradierte Steuerungsinstru-
mente sind keine adäquate Antwort
mehr auf die neue globale Markt-
realität. Ein Gegenmodell zur Deregu-
lierung auf nationaler Ebene ist der Ver-
such der Regulierung des Welthandels
auf multilateraler Ebene.

Nach Abschluß der Uruguay-Runde
der GATT-Verhandlungen wurde die
Welthandelsorganisation WTO gegrün-
det. Bisher dient die WTO de facto zur
Deregulierung. Ziel muß es jedoch sein,
die WTO für eine soziale und ökologi-
sche Regulierung des Handels einzuset-
zen. Umweltschutzklauseln und soziale
Mindeststandards sind bis heute im
WTO-Regelwerk nicht verankert. Nicht
geregelt ist das Verhältnis der WTO zu
multilateralen Umweltabkommen, die
Handelsbeschränkungen zur Erreichung
ihres Schutzzieles vorsehen (z.B. Montre-
aler Protokoll zum Schutz der Ozon-
schicht, Washingtoner Artenschutzab-
kommen, Baseler Übereinkommen zur
Kontrolle des internationalen Müllver-
kehrs). Wer im Streitfall zwischen beiden
Regelsystemen die Oberhand behält,
muß vor allem deshalb dringend ge-
klärt werden, weil auch andere interna-
tionale Umweltabkommen wie die Kon-
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ventionen zu Klima und Biodiversität bei
ihrer weiteren Ausgestaltung mit dem
Welthandelsrecht in Konflikt zu geraten
drohen. Allerdings hat die von der WTO
eingerichtete Arbeitsgruppe Handel und
Umwelt bisher eher unbemerkt vor sich
hingearbeitet. Auch von der letzten Ver-
tragsstaatenkonferenz der WTO in Sin-
gapur im Dezember 1996 erhielt die
Gruppe kein klares Mandat für ihre Ar-
beit.

Die Europäische Union hat auf die
wirtschaftliche Globalisierung mit einer

Verstärkung der Integrations-
anstrengungen geantwortet.
Mehr oder weniger nach dem
Vorbild der EU sind in den
vergangenen Jahren eine Un-
zahl regionaler Wirtschafts-
kooperationsabkommen ent-
standen. Teilweise enthalten
sie ausführliche Schutzbe-
stimmungen für die nationa-

len Umwelt- und Sozialpolitiken. Das
prominenteste Beispiel besteht in der
nordamerikanischen Freihandelszone
NAFTA. NAFTA hat nach dem Vorbild
der EU sogar eigene Institutionen ge-
schaffen, die letztendlich zu einer eige-
nen Politik auf übernationaler Ebene
führen könnten. Die EU versucht, die
Integration zur politischen Union über
die Schaffung einer Wirtschafts- und
Währungsunion voranzutreiben. Kritiker
befürchten, daß die Einhaltung der in
Maastricht vereinbarten monetären
Konvergenzkriterien zum Eintritt in die
Währungsunion und die dadurch er-
zwungene Sparpolitik zum Abbau von
Sozial- und Umweltstandards in allen
Mitgliedstaaten führt. Befürworter führen
an, daß die Währungsunion Grundvor-
aussetzung dafür ist, daß die EU unter
den Bedingungen der Globalisierung
ihre politische Steuerungsfähigkeit bei-
behält. Außerdem wird angeführt, daß
die zur Einhaltung der Konvergenzkrite-
rien erzwungene Sparpolitik erst die
politische Handlungsfreiheit für zukünf-
tige Generationen schafft, die bei einer
Fortführung der heutigen Staatsver-
schuldung nicht mehr gegeben wäre.

Die politische und ökonomische
Kraftanstrengung aller EU-Mitglied-
staaten für die Einführung der Wäh-
rungsunion steht allerdings in eklatan-
tem Widerspruch zu der Lethargie ge-
genüber der Herausforderung, die eu-
ropäische Wirtschaftsunion entspre-
chend dem Leitbild der nachhaltigen
Entwicklung zu formen. Während Euro-
pa unter seinen angeblich zu hohen
Soziallasten stöhnt, wird die Chance zur
ökologischen und sozialen Steuerreform
vertan. Statt energie- und ressourcenef-
fiziente Zukunftstechnologien, wie bei-
spielsweise Solartechnik, zu fördern,
setzt die EU weiter auf den Erhalt der
Schlüsseltechnologien von gestern (z.B.
Automobil) und vorgestern (z.B. Stein-
kohlebergbau). An den fiktiven Eintritts-
bedingungen in eine europäische
Nachhaltigkeitsunion würden die EU-
Mitgliedstaaten allesamt scheitern.

Zusehends wird versucht, das multi-
laterale Umweltrecht schon von Beginn
an auf die Bedingungen des Weltmark-
tes zuzuschneidern. Die Grundphiloso-
phie ist die Verbindung ökologischer
Ziele mit marktwirtschaftlichen Maß-
nahmen und Mechanismen zu deren
Erreichung. So schlagen die USA und
andere Vertragsstaaten der Klimarah-
menkonvention vor, die Erfüllung zu-
künftiger Reduktionsverpflichtungen an
Treibhausgasen durch den Handel mit
Emissionszertifikaten und durch die ge-
meinsame Umsetzung (Joint Imple-
mentation) mit Ländern der Dritten Welt
zu ermöglichen. Die Industrie möchte
freiwillige Selbstverpflichtungen nach
innen mit Zertifikatehandel und Joint
Implementation nach außen kombinie-
ren. Die Grundidee aller dieser Ansätze
ist es, dem Markt die größtmögliche
Flexibilität bei der Suche nach kosten-
günstigen Möglichkeiten zur Lösung
eines Umweltproblems zu überlassen.
Ungelöst ist allerdings bisher die Frage,
mit welchen Überwachungs- und Durch-
setzungsmechanismen gewährleistet
werden kann, daß die genannten markt-
wirtschaftlichen Instrumente das ökolo-
gische Ziel auch erreichen. Zu befürch-

An den fiktiven
Eintrittsbe din-

gungen in eine eu-
ropäische Nachhal-
tigkeitsunion wür-

den die EU-
Mitgliedstaaten

allesamt



Globalisierungsfalle

9

ten ist außerdem, daß mit den ge-
nannten Instrumenten zwar die kurzfris-
tig kostengünstigen Möglichkeiten zur
Emissionsminderung ausgeschöpft wer-
den (z.B. durch Joint Implementation mit
der Dritten Welt), die langfristig not-
wendigen strukturellen Reformen aber
hinausgeschoben werden. Grundvor-
aussetzung für den umweltpolitischen
Erfolg dieser neuen Instrumente sind auf
jeden Fall anspruchsvolle Umweltziele,
die über das kostengünstig auszu-
schöpfende sogenannte no regret-
Potential hinausgehen.

Nachhaltige Entwicklung heißt auch,
daß der Süden wirtschaftlich aufholen
kann. Das Wirtschaftswachstum im Sü-
den bedeutet für diese Länder zwangs-
läufig mehr Produktion und mehr
Dienstleistungen als bisher. Bezogen auf
die ökologische Belastbarkeit des Pla-
neten bedeutet eine Globalisierung
unter den Bedingungen nachhaltiger
Entwicklung einen größeren Anteil des
Südens am relativen und wahrscheinlich
auch absoluten globalen Energie- und
Ressourcenverbrauch. Eine Antwort auf
die wirtschaftliche Globalisierung wäre
deshalb der verstärkte Transfer effizien-
ter und schadstoffarmer Technologien
von Nord nach Süd. Auf die technolo-
gisch weiter entwickelten Volkswirt-
schaften im Norden kommt deswegen
die Verantwortung zu, diese Technolo-
gien für den Süden bereitzustellen und
kontinuierlich zu verbessern.

Die sozio-ökonomische Differenzie-
rung der Länder der Dritten Welt hat
parallel zum Globalisierungsprozeß
zugenommen. Regional und subregio-
nal sind allerdings höchst unterschiedli-
che wirtschaftliche Wachstumsraten zu
beobachten. Von ausländischen Di-
rektinvestitionen z. B. profitieren haupt-
sächlich 12 Länder (meist sog. Schwel-
lenländer), die meisten davon in Ost-
asien. Die deutsche Wirtschaft hat bei-
spielsweise beim Aufbau der chinesi-
schen Automobilindustrie eine Spitzen-
stellung inne, aber bisher ist nicht be-
kannt, daß es sich dabei vornehmlich

um Produktionsstätten für das Fünf-Liter-
Auto handelt. Die Liste der Aktivitäten
der deutschen Wirtschaft für neue In-
vestitions- und Absatzmärkte ohne aus-
reichende Beachtung der ökologischen
Konsequenzen ließe sich beliebig fort-
setzen.

Die weltwirtschaftliche Entwicklung
hat Einkommensunterschiede zwischen
Regionen und zwischen sozialen Grup-
pen erhöht. Sie hat einige Wohlstands-
inseln für Wenige geschaffen und den
größten Teil der Bevölkerung Schwarz-
afrikas und Lateinamerikas weiter mar-
ginalisiert. Der Einkommensunterschied
zwischen den reichsten und ärmsten 20
Prozent der Weltbevölkerung hat sich  -
laut Human Development Report 1996 -
in den letzten drei Jahrzehnten vom
dreißigfachen auf das sechzigfache
verdoppelt. Der Reichtum der 358 Mil-
liardäre auf der Welt übersteigt das
Gesamteinkommen der Länder, in de-
nen fast die Hälfte der Weltbevölkerung
lebt. Heute wird die Aufteilung  in Ge-
winner und Verlierer durch die weltwirt-
schaftliche Entwicklung beschleunigt.
Für die 47 sogenannten Least Develo-
ped Countries scheint die Armut zemen-
tiert. In den letzten beiden Jahrzehnten
ist das Pro-Kopf-Einkommen dieser
Länder im Durchschnitt gesunken, nicht
gestiegen. Ähnliches gilt für den Anteil
dieser Ländergruppe am Welthandel;
er ist im glei-
chen Zeitraum
von 0,6 auf
0,2 Prozent
gesunken. Ar-
mutsbedingte
Umweltzerstö-
rung und um-
weltbedingte
Fluchtursachen
können mit der
klassischen
staatlichen und privaten Entwicklungs-
hilfe jedoch nicht überwunden werden.

Liberalisierung und Privatisierung
entkoppeln die Wirtschaft von Sozialem
und Ökologie. Der Erwerbsarbeitsmarkt

Die weltwirtschaftliche
Entwicklung hat Einkommens -

unterschiede zwischen
Regionen und zwischen

sozialen Gruppen erhöht.
Der Reichtum der 358

Milliardäre auf der Welt
übersteigt das Gesamteinkom-
men der Länder, in denen fast

die Hälfte der Weltbevölkerung
lebt.
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wird durch die Kostensenkungstaktiken
der immer schneller ihre Standorte ver-
lagernden transnationalen Konzerne
und durch den Konkurrenzkampf kleiner
lokaler Firmen zunehmend flexibilisiert
und informalisiert. Dadurch können die
Menschen in immer geringerem Maße
ihre Existenz dauerhaft absichern. Der
Abbau von Arbeitsrechten und sozialer
Sicherung führt zu Sozial- und Lohn-
dumping, von dem in der arbeitsinten-
siven Exportindustrie vor allem Frauen
betroffen sind. Gleichzeitig nimmt auch
die Kinderarbeit in vielen Ländern zu.
Der Abbau staatlicher Leistungen im So-
zialbereich führt zu einer Rückverlage-
rung sozialer Aufgaben an die privaten

Haushalte und d.h. in erster Linie an
Frauen und ihre unbezahlte Arbeit. Die
Einführung sozialer Mindeststandards
und das Festhalten an einer sozialen
Mindestverantwortung des Staates sind
Grundforderungen gewerkschaftlicher
und anderer zivilgesellschaftlicher
Kräfte. Sie versuchen derzeit, sowohl
Einfluß auf die WTO zu nehmen, damit
sie die Einhaltung sozialer Standards
regelt, als auch mit transnationalen
Konzernen über Selbstverpflichtungen
und einen Verhaltenskodex zu verhan-
deln (in Holland und Deutschland z.B.
im Rahmen der Kampagne „Saubere
Kleidung“).
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Umwelt und Entwicklung
 fünf Jahre nach Rio

ie Vollversammlung der Vereinten
Nationen formulierte im Dezember
1989 mit ihrer Resolution 44/228

den Auftrag für die Rio-Konferenz 1992
wie folgt: „UNCED soll den Übergang
von einem fast ausschließlich auf die
Förderung wirtschaftlichen Wachstums
ausgerichteten Wirtschaftsmodell zu
einem Modell herbeiführen, das von
den Prinzipien einer dauerhaften Ent-
wicklung ausgeht, bei der dem Schutz
der Umwelt und der rationellen Bewirt-
schaftung der natürlichen Ressourcen
entscheidende Bedeutung zukommt.
Ferner soll UNCED dazu beitragen,
eine neue globale Solidarität zu schaf-
fen, die nicht nur aus wechselseitiger
Abhängigkeit erwächst, sondern dar-
über hinaus aus der Erkenntnis, daß alle
Länder einem gemeinsamen Planeten
gehören und eine gemeinsame Zukunft
haben.“

Damals bestand noch die Hoffnung,
daß nach dem Ende des Ost-West-Kon-
fliktes die weltweite Umweltproblematik
endgültig zum internationalen Spitzen-
thema avancieren und die Diskussion
um den Nord-Süd-Konflikt wiederbelebt
werden könnte. Mit UNCED als Auftakt
zu einer Serie von Globalkonferenzen in
den 90er Jahren waren hohe Erwartun-
gen geweckt worden. Gemessen an den
Ansprüchen der Ausgangsresolution ist
UNCED fünf Jahre danach gescheitert.

Der UNCED-Prozeß fiel in eine histo-
rische Situation, in der sich die natio-
nalen Volkswirtschaften und die Welt-
wirtschaft in einem tiefgreifenden Um-
bruch befanden. Das Leitbild der nach-
haltigen Entwicklung, das mit UNCED
einen Durchbruch in der internationalen

Diskussion erzielt hat, steht mit seiner
Orientierung auf Umweltverträglichkeit,
soziale Gerechtigkeit und Zukunftsfähig-
keit weiterhin im Gegensatz zur domi-
nanten Wirtschaftstheorie und -praxis.
Die ökonomischen und damit auch die
politischen Rahmenbedingungen haben
sich zudem in den 90er Jahren in nahe-
zu allen Industrieländern so verschlech-
tert, daß nationale Alleingänge wie
Energie- und Ökosteuern oder der Ab-
bau umweltschädlicher Subventionen,
die Vorbildcharakter für internationale
Entscheidungsprozesse haben könnten,
als politisch nicht durchsetzbar gelten.
Fünf Jahre nach Rio ist die Welt ihrem
Ziel einer öko-sozialen Wende nicht
wesentlich näher gekommen. Die ein-
geleiteten Prozesse bewegen sich auf-
grund zahlreicher divergierender Inte-
ressen im Schneckentempo voran oder
stecken in der Sackgasse. Es ist deshalb
nicht verwunderlich, daß die internatio-
nale Umwelt- und Nord-Süd-
Diplomatie wenig von Aufbruchstim-
mung und mehr von Stagnation und
Rückschritten geprägt ist. Die Haupt-
trends globaler ökologischer Probleme
- Klimaveränderungen, großflächige
Vegetationszerstörungen wie Entwal-
dung, Bodenerosion, der Verlust biolo-
gischer Vielfalt und die Verknappung
und Verschmutzung des Wassers - sind
ungebrochen.

Dennoch hat Rio eine neue Etappe
der Umweltaußenpolitik eingeleitet. Für
die internationale Umweltpolitik ver-
mochte UNCED tatsächlich vertragliche
Weichen zu stellen. Mit der Klimarah-
menkonvention, der Konvention zum
Schutz der biologischen Vielfalt, der

D
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Konvention gegen die Ausbreitung der
Wüsten wurden völkerrechtlich verbind-
liche Beschlüsse gefaßt. Die Agenda 21,
das eigentliche Kernstück der Rio-
Konferenz, benennt in mehr als 40 Ka-
piteln Handlungsfelder und Leitgedan-
ken für die Lösung der öko-sozialen
Probleme im nächsten Jahrhundert. Mit
der Kommission für Nachhaltige Ent-
wicklung (Commission on Sustainable
Development - CSD) wurde bei der
UNO ein Gremium geschaffen, das die
Fortschritte bei der Umsetzung der A-
genda 21 überprüfen soll.

Als wenig tauglich hat sich die Agen-
da 21 für die Entwicklung neuer Per-
spektiven in der Nord-Süd-Politik erwie-
sen. Enge Grenzen waren ihr im Fol-
geprozeß ohnehin durch die mangeln-

de Finanzierung für die
Länder der Dritten Welt
gesetzt. Weit mehr als
durch die Entwicklungs-
diplomatie und die öffent-
liche und private Entwick-
lungszusammenarbeit wer-
den die Nord-Süd-Bezie-
hungen vom Ende des Ost-
West-Konfliktes und von
den Wirkungen des Glo-
balisierungsprozesses ge-

prägt. Die wichtigen Entscheidungen,
die die politischen und wirtschaftlichen
Rahmenbedingungen des Nord-Süd-
Verhältnisses gestalten, fallen nach wie
vor hauptsächlich bei der WTO, bei der
Weltbank und beim Internationalen
Währungsfonds (IWF).

Fünf Jahre nach Rio läßt sich auch
nicht erkennen, daß UNCED bzw. die
Agenda 21 konkrete Impulse für eine
strukturelle Ökologisierung internatio-
naler Beziehungen gegeben hätte. Zu
den positiven Wirkungen von UNCED
zählt, daß sie weltweit eine öffentliche,
wissenschaftliche und politische Debatte
über die Zukunftsfähigkeit bzw. das
Konzept der nachhaltigen Entwicklung
ausgelöst hat. Dabei spiegeln die viel-
fältigen Versuche, diesen Begriff inhalt-
lich auszugestalten, die gesellschafts-

politischen Interessensgegensätze wider.
Die Meßbarkeit nachhaltiger Entwick-
lung in Form sozialer und ökologischer
Indikatoren beschäftigt zahlreiche Insti-
tutionen des UN-Systems. Diese Diskus-
sion scheint indessen die reale Ge-
schäftspolitik der internationalen Fi-
nanzinstitutionen und die staatliche
Handels- und Exportförderungspolitik
kaum zu beeinflussen.

Der Rio-Konferenz wurde immer wie-
der positiv attestiert, daß sie einen un-
schätzbaren Lernprozeß gerade bei den
politischen und wirtschaftlichen Eliten in
Nord und Süd ausgelöst habe. Trotz
aller positiver Beispiele von sichtbarem
Erkenntniszuwachs, spricht die aktuelle
öko-soziale Situation weltweit dieser
Beobachtung Hohn. Das Konzept der
nachholenden Industrialisierung ist fünf
Jahre nach Rio das ungebrochene Leit-
bild der Eliten in Nord und Süd.

Die Spaltung zwischen alten Moder-
nisierungsstrategien und den Zielen
einer ökologisch und sozial tragfähigen
Entwicklung spiegelt sich auch in der
staatlichen Entwicklungspolitik wider.
Einerseits gilt die „Erfindung der Unter-
entwicklung“ aus ökologischer Perspek-
tive als geschichtlich überholt. Anderer-
seits flankiert staatliche Entwicklungspo-
litik klassische außenwirtschaftliche und
außenpolitische Interessen, die von ei-
ner ökologischen Dimension in der Re-
gel weit entfernt sind.

Nach Rio ist mehr denn je offenkun-
dig geworden, daß das Nachkriegs-Ent-
wicklungsparadigma aus ökologischen
Gründen obsolet geworden ist. Nicht
mehr die Verallgemeinerung des nörd-
lichen Produktions- und Konsummodells
ist gefragt. Ziel der Entwicklungspolitik
ist nicht mehr allein der Fortschritt, son-
dern auch die Schadensbegrenzung;
und international geht es eher um die
Abwälzung von Risiken als um die Um-
verteilung des Reichtums. Aus der Ab-
wehr der Risiken beziehen die in vier
Entwicklungsdekaden entstandenen
Entwicklungsinstitutionen mehr und
mehr neue Legitimation. Armutsbe-

Zu den positiven
Wirkungen von

UNCED zählt, daß sie
weltweit eine öffentli-
che, wissenschaftliche
und politische Debatte
über die Zukunftsfä-

higkeit bzw. das Kon-
zept der nachhaltigen

Entwicklung ausgelöst
hat.
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kämpfung und Umwelt- und Ressour-
censchutzmaßnahmen lassen sich unter
diese Ziele einordnen.

In diese Logik paßt, daß Finanz- und
Entwicklungsinstitutionen wie die Welt-
bank oder das BMZ weiterhin auf Kon-
zepte setzen, die wichtige Trends der
Weltwirtschaft fördern und begleiten.
Gerade das BMZ meint wieder verstärkt
den Einsatz öffentlicher Gelder mit Ex-
portförderung und Arbeitsplätzen im
eigenen Land legitimieren zu müssen.
Die Länderschwerpunktsetzung verrät
hier einige Intentionen. Länder wie Chi-
na, Indonesien und die Türkei stehen an
erster Stelle in der bundesdeutschen
Entwicklungszusammenarbeit. Der IWF
und besonders die Weltbank drängen
durch Strukturanpassungsprogramme
und durch die Unterstützung privatwirt-
schaftlicher Investitionsprojekte sowie
infrastruktureller Rahmenbedingungen
vor allem im Energie- und Verkehrsbe-
reich auf die Integration der Volkswirt-
schaften des Südens in den Weltmarkt.
Eine vom WWF-International u.a. mit
finanzieller Unterstützung des BMZ
durchgeführte vergleichende Länderstu-
die belegt, daß damit so gut wie nie ein
ökologisch und sozial nachhaltiger Ent-
wicklungsweg beschritten wird.

In Rio haben die Industrieländer die
Hauptverantwortung für die globale
Umweltkrise und für die Korrektur der
ökologischen Fehlentwicklung über-
nommen. Dieser Einsicht sind bisher
keine nennenswerten Taten gefolgt. Kein
Industrieland hat bisher eine glaubwür-
dige Vorreiterrolle eingenommen und
ernsthaft damit begonnen, den ressour-
cenfressenden und umweltbelastenden
Produktions- und Lebensstil zu ändern.
So kann sich auch kein Leitbild öko-
sozialer Entwicklung auf der internatio-
nalen (Verhandlungs-) Tribüne entfalten.
Gespalten ist der Diskurs zwischen de-
nen, die globale Gerechtigkeit in einem
zweifellos endlichen Umweltraum sozial
und ökologisch für zukunftsfähig halten
und deshalb drastische Grenzen und
Reduktionen umweltzerstörender und

belastender Produktion und Emissionen
aller Art fordern, und denen, die die
Ausdehnung der Grenzen als zwingend
betrachten, um Wirtschaftswachstum
und materiellen Wohlstand zu garantie-
ren. Angesichts der ökologischen Her-
ausforderungen ergeben sich allerdings
auch neue gesellschaftliche Interessens-
koalitionen und Akteursgruppen (z.B.
ökologisch motivierte Unternehmer und
Nichtregierungsorganisationen oder
Industrieverbände und Gewerkschaften
„alter“ Industriezweige), die jeweils mit
sehr unterschiedlicher Verhandlung-
macht ausgestat-
tet sind.

Als eines der
reichsten Indust-
rieländer und eine
der größten Ex-
portnationen der
Welt trägt die
Bundesrepublik
Deutschland für
die Entwicklung im
Rio-Folgeprozeß eine große Mitverant-
wortung. Die internationalen umwelt-
und entwicklungspolitischen Prioritäten
der Bundesregierung werden dabei von
vorgeblich nationalen Interessen be-
stimmt. Auf internationaler Ebene spie-
gelt sich in der Regel lediglich wider,
was national als politisch prioritär und
durchsetzbar gilt. Die UNCED hat auch
in der Bundesrepublik nicht verhindern
können, daß Umwelt- und Entwick-
lungspolitik weiterhin als Ressortpolitik
betrachtet werden, die Integration von
Wirtschafts-, Sozial- und Umweltpolitik
nicht angestrebt wurde. Die Reform des
Steuersystems und der Sozialsysteme
wird in der Bundesrepublik von der offi-
ziellen Regierungspolitik nicht mit den
Herausforderungen der ökologischen
Grenzen des Planeten und weltweiter
sozialer Gerechtigkeit verknüpft. Diese
Fragen sind in die Entscheidungsprozes-
se nach wie vor nicht gleichberechtigt
mit anderen Zielen einbezogen.

Die Politik der Bundesregierung ist
daran zu messen, welche Prioritäten sie

Die UNCED hat auch in der
Bundesrepublik nicht verhin-

dern können, daß Umwelt-
und Entwicklungspolitik we i-
terhin als Ressortpolitik be-
trachtet werden, die Integra-
tion von Wirtschafts-, Sozial-

und Umweltpolitik nicht ange-
strebt wurde.
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beim Ausgleich der unterschiedlichen
und widersprüchlichen Anliegen und
Interessen setzt. Wie bewältigt sie in
ihrem staatlichen Handeln die Interes-
sen des Allgemeinwohls (Zukunftsfähig-
keit, inner- und zwischenstaatliche Ge-
rechtigkeit, „gemeinsame Sorge der
Menschheit“) und die Interessen ver-
schiedenster gesellschaftlicher Akteure?
Wie geht die Bundesregierung mit dem
potentiellen Zielkonflikten Nutzen und

Schutz sowie der Verteilungsgerechtig-
keit und internationalen Solidarität um?
Kann sie sich zu Recht in der Rolle des
umweltpolitischen Vorreiters sonnen? Ist
die viel beschworene Partnerschaft mit
dem Süden mehr als ein Lippenbe-
kenntniss und Stoff für Sonntagsreden?
Diese Fragen werden im Folgenden an
konkreten Beispielen, die eng mit dem
Rio-Folgeprozeß verbunden sind, unter-
sucht.
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Die Umsetzung der Rio-Beschlüsse

1. Die Agenda 21

Die Agenda 21 hat versucht, Strate-
gien und Handlungsempfehlungen zu
formulieren, die eine sozial- und um-
weltgerechte Entwicklung in allen Län-
dern fördern und die weltweite Umwelt-
zerstörung bremsen sollen. Sie konnte,
obwohl völkerrechtlich unverbindlich,
durchaus Einfluß auf politische Ent-
scheidungsträger und das öffentliche
Bewußtsein entfalten. Ihre zahlreichen
Einzelkapitel sind ein beliebter Referenz-
rahmen für politische Initiativen gewor-
den. Im Kern sind sie eine Aufforderung
an Politik, Wirtschaft und an die ver-
schiedenen zivilgesellschaftlichen Sekto-
ren, die ökologische und soziale Krise
endlich als Herausforderung für politi-
sches Handeln auf allen Ebenen zu be-
trachten. Fünf Jahre nach Rio läßt sich
feststellen: Die Handlungsempfehlun-
gen der Agenda sind Appelle an den
politischen Willen der Entscheidungs-
träger in Politik und Gesellschaft
geblieben.

Im Rio-Folgeprozeß hat sich bestä-
tigt, daß die Änderung umweltschädli-
cher und unsozialer Produktions- und
Konsumweisen nicht allein durch freiwil-
lige Verhaltensänderungen von Unter-
nehmen und Verbrauchern erreicht wer-
den kann. Dies gilt umso mehr, solange
verfehlte ordungspolitische Rahmenbe-
dingungen keine Impulse für umwelt-
und ressourcenschonende Produktion
und Lebensweise geben. Die Bundesre-
gierung hat eine Reihe von Selbstver-
pflichtungserklärungen mit der deut-
schen Wirtschaft vereinbart (Klima-
schutz, Autorücknahme usw.) und Dialo-
ge mit der Wirtschaft über nachhaltige
Entwicklung initiiert. Hervorzuheben ist
hier besonders der Dialog mit den Ban-

ken, Sparkassen und Versicherungen,
inwiefern Umweltschutzziele bei Kredit-
würdigkeitsprüfungen und in der Ges-
taltung der Versicherungsverträge be-
rücksichtigt werden können.

Über diese positiven Initiativen hin-
aus wurde jedoch das Ordnungsrecht -
von Ausnahmen wie der Öko-Audit-
Verordnung abgesehen - nicht ökolo-
gisch reformiert oder ausgestaltet.
Grundlegende Reformen in den Berei-
chen Fiskalpolitik oder Subventionspo-
litik sind nach Rio ausgeblieben und
konnten so die Umstellung auf eine ö-
kologisch und sozial verträgliche Pro-
duktions- und Konsumweise - eines der
wichtigsten Anliegen der Agenda 21 -
nicht befördern.

Die Agenda 21 macht deutlich, daß
nachhaltige Entwicklung, Armutsbekäm-
pfung und Umwelterhalt nicht möglich
sind ohne die Beseitigung von Un-
gleichheiten zwischen den Bevölke-
rungsgruppen und den Geschlechtern.
Sie würdigt erstmalig in einem interna-
tionalen Dokument die Leistungen von
Frauen im Umweltschutz sowie ihr Wis-
sen über Ressourcenschonung. Die For-
derungen, daß Frauenrechte zu stärken
sind, Frauen an Umweltpolitik entschei-
dend beteiligt sein sollten und diese
ihren besonderen Bedürfnissen und Be-
troffenheiten gerecht werden muß, sind
jedoch bislang nicht als politische
Querschnittsaufgabe eingelöst worden.

Die Umsetzung der gesamten Agen-
da 21 als Querschnittsaufgabe macht
eine Arbeitsteilung zwischen den Res-
sorts notwendig. Die Arbeit ist ange-
sichts der unzähligen zwischenstaatli-
chen Gremien, Komitees und wissen-
schaftlichen Arbeitsgruppen, die sich mit
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den Ergebnissen der UNCED und ihrer
Umsetzung auf internationaler Ebene
beschäftigen, ohne intensive Arbeitstei-
lung nicht zu bewältigen. Dennoch ist
nicht von der Hand zu weisen, daß die-
se Arbeitsteilung innerhalb der Bundes-
regierung eher in eine Zersplitterung der
Zuständigkeiten mündet und eine der
Ursachen für die mangelnde Kohärenz
der Entscheidungen ist.

Der Grundgedanke des Kapitels 8
der Agenda 21, Umwelt- und Entwick-
lungsziele in alle Entscheidungsprozesse
zu integrieren, wurde in der Bundesre-
publik nicht realisiert. Umwelt und Ent-
wicklung werden nach wie vor als Res-
sort- und nicht als Querschnittsthemen
bearbeitet. Die Umsetzung der Agenda
21 wurde weitgehend an das BMU und
BMZ delegiert. In der Debatte um Wirt-
schaftsstandorte, Haushaltslöcher, sowie
die Reform der Steuer- und Sozialsyste-
me haben diese beide Ministerien zu
wenig Verhandlungsmacht am Kabi-
nettstisch, um das Konzept der ökologi-
schen Steuerreform oder den Abbau
entwicklungspolitisch und ökologisch
schädlicher Subventionen machtvoll
einzubringen.

Ein wichtiger Impuls für eine intensive
Arbeit mit den inhaltlichen Vorgaben
der Agenda 21 sollten die freiwilligen
Berichte der Regierungen und anderer
internationaler Institutionen an die neu
geschaffene UN-Kommission für Nach-
haltige Entwicklung (CSD) sein. Auch die
Bundesregierung legt seit 1993 jedes
Jahr einen nationalen Bericht zur Um-
setzung der verschiedenen Kapitel der
Agenda 21 vor. Die Berichte wurden
von den beiden federführenden Ministe-
rien BMU und BMZ allerdings eher ne-
benbei erledigt und als lästige Pflicht
betrachtet, mit der allenfalls der gute
Wille gezeigt werden sollte. Die Bundes-
regierung hat sich um keine ernsthafte
und innovative Berichtspraxis bemüht.
Rundweg lehnt sie die Aufforderung der
Agenda 21 ab, eine nationale Strategie
für nachhaltige Entwicklung zu erstellen.

Die von der Bundesumweltministerin
im Spätsommer 1996 einberufenen
sechs thematischen Arbeitsgruppen, die
sich aus verschiedenen gesellschaftli-
chen Gruppen zusammensetzen und die
Elemente einer nationalen Agenda 21
erarbeiten sollen, haben ihre Arbeit zu
spät aufgenommen, als daß sie ihre
Erfahrungen in die fünf Jahre Rio-Bilanz
produktiv einbringen könnten.

Zu begrüßen ist immerhin, daß die
Bundesregierung sich im Rahmen der
CSD bereit erklärt hat, als Pilotland zur
Anwendung und Überprüfung von Indi-
katoren für nachhaltige Entwicklung zu
wirken. Hierzu hat das BMU vorbildhaft
ein wissenschaftliches Beratungsgremi-
um sowie einen Beirat, der sich aus Ver-
tretern verschiedener gesellschaftlicher
Gruppen zusammensetzt, einberufen.

2. Lokale Agenda 21

Auf dem internationalen politischen
Parkett ist die Agenda 21 ein Novum,
weil sie die Umsetzung ihrer Ziele nicht
allein an Regierungen und ihre natio-
nalen und internationalen Organisatio-
nen delegiert. So werden in einem ei-
genen Kapitel der Agenda 21 die
Kommunen aufgefordert, in enger Ko-
operation mit ihren Bürgerinnen und
Bürgern eine Lokale Agenda 21 zu
erstellen. In der Bundesrepublik wurde
dieser Prozeß hauptsächlich von lokalen
Bürgerinitiativen, Umwelt-, Kirchen und
Dritte-Welt-Organisationen sowie en-
gagierten Einzelpersonen initiiert. Im
Vergleich zu den Niederlanden, Däne-
mark und Großbritannien hat hier der
Prozeß nur schleppend begonnen und -
von einigen wenigen populären Bei-
spielen abgesehen - zunächst nur wenig
Unterstützung von kommunaler oder
gar der Bundesebene erhalten.

Die wirtschaftliche Sanierung ihrer
defizitären Haushalte bestimmt weitge-
hend das politische Handeln der Kom-
munen. Umweltmaßnahmen und sozi-
ale Programme werden in ersten Linie
als belastende Kostenfaktoren gesehen.
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Die Konkurrenz um Wirtschaftsstandorte
und damit um Arbeitsplätze und Steuer-
einnahmen sowie die Privatisierung
kommunaler Einrichtungen prägen
heute die kommunalen Entscheidungen
weit mehr als die konkrete Umsetzung
des Leitbildes Zukunftsfähigkeit.

Daher verwundert es nicht, daß in
den wenigsten Kommunen Geld für den
Prozeß einer Lokalen Agenda 21 zur
Verfügung gestellt wird. Mit dem Be-
reich Soziales - unter den auch die
meisten Frauenforderungen der Agenda
21 fallen - und mit dem Bereich Nord-
Süd-Politik tun sich viele Kommunen
offensichtlich besonders schwer. Dort wo
Lokale Agenden initiiert wurden, weisen
sie in der Regel ihren Schwerpunkt im
Umweltschutz aus. Hier spiegelt sich
wider, was auch national und internati-
onal nicht gelingt: die Verschränkung
von ökonomischen, sozialen, ökologi-
schen und geschlechterspezifischen Auf-
gaben.

Ein realistischer Umgang mit der Lo-
kalen Agenda 21 birgt jedoch echte
Möglichkeiten, auf der lokalen Ebene
Handlungs- und Konfliktfelder für eine
ökologische und soziale Zukunftsfähig-
keit aufzuspüren. Die Region oder die
Kommune bietet beste Voraussetzun-
gen, Lernprozesse anzustoßen. Die ver-
schiedenen gesellschaftlichen Akteure
sind meist bekannt. Besondere Betrof-
fenheit einzelner Gruppen wie Frauen
und Kinder ist unmittelbar erfahrbar.
Ursachen und Wirkungen von Umwelt-
zerstörung und Sozialabbau sind oft
leichter durchschaubar und die Verant-
wortung ist eher zuzuordnen als auf na-
tionaler und internationaler Ebene. Die
gesellschaftspolitische Auseinanderset-
zung um die Zukunft und weltweite Ge-
rechtigkeit kann hier konkret geführt
werden.

Ohne die finanzielle und politische
Unterstützung der Kommunen haben
die zahlreichen angestoßenen Initiati-
ven für eine Lokale Agenda 21 aller-
dings keine Überlebenschancen. Die
Kommunen wiederum brauchen politi-

sche und wirtschaftliche Rahmenbedin-
gungen, die dezentrales zukunftsfähiges
Handeln überhaupt erst möglich ma-
chen. Hier hat die Bundesregierung bis-
her jedoch dramatisch gegenläufige
Signale gesetzt (siehe Novellierung des
Energiewirtschaftsgesetzes, Diskussion
um Gewerbesteuer, falsche Preissignale
für Benzin- und Energiepreise etc.). Da-
durch werden die Steuerungsfähigkeit
und die Einnahmequellen der Kommu-
nen weiter eingeschränkt.

3. Die Klimarahmenkonvention

Auf der ersten Klimavertragsstaaten-
konferenz (VSK) 1995 in Berlin konnte
der institutionelle Rahmen für die Kon-
vention weitgehend geschaffen werden.
Als vorläufiger Finanzmechanismus der
Konvention wurde die Globale Um-
weltfazilität (GEF) bestätigt. Zahlreiche
NRO und Entwicklungsländer konnten
sich nicht mit dem Vorschlag durchset-
zen, nach dem Vorbild des Montrealer
Protokolles einen von der Weltbank
unabhängigen multilateralen Fonds zu
schaffen. Methodische Fragen, wie die
Erarbeitung von nationalen Treibhaus-
gasinventaren und die Richtlinien für die
nationalen Berichte und ihre Auswertung
wurden ebenfalls gelöst. Die Vertrags-
staatenkonferenz richtete Nebenorgane
zur Umsetzung der Verpflichtungen und
zur wissenschaftlichen und technischen
Beratung ein. Die Geschäftsordnung der
Vertragsstaatenkonferenz konnte bisher
nicht verabschiedet werden.

Das politisch zentrale Thema der
Berliner Konferenz war die Überprüfung
der bisherigen Klimaschutzpflichten der
Industrieländer und ihre Verschärfung
durch eine Änderung der Konvention
oder ein sie ergänzendes Protokoll. Die
1. VSK erteilte das Mandat, ein solches
rechtlich bindendes Abkommen bis zur
3. VSK Ende 1997 im japanischen Kioto
auszuhandeln. Angesichts des bisheri-
gen Verhandlungsverlaufes ist es aller-
dings nicht zu erwarten, daß eine sol-
ches „Kioto-Protokoll“ die beispielswei-
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se von der Klima-Enquete-Kommission
des Deutschen Bundestages vorge-
schlagenen, wissenschaftlich notwendi-
gen Reduktionsverpflichtungen für In-
dustrieländer enthalten wird.

Grund für den stockenden Verlauf
der internationalen Verhandlungen um
Treibhausgasreduktionen sind die Defi-
zite bei der nationalen Umsetzung der
von der Mehrzahl der Industrieländer
angestrebten Stabilisierung ihrer CO

2
-

Emissionen auf dem Stand von 1990
bis zum Jahre 2000. Deutschland hat
selbst Schwierigkeiten, sein nationales
CO

2
-Minderungsziel von 25 Prozent im

Zeitraum 1990-2005 zu erreichen. Auf
dem deutschen Ziel basiert zudem das
CO

2
-Stabilisierungsziel der EU bis zum

Jahr 2000 und der am 4. März 1997
von den EU-Umweltministern vorge-
legte Vorschlag für die weiteren Klima-
verhandlungen, der eine Reduktion der
Treibhausgase in der EU in Höhe von
15 Prozent bis zum Jahr 2010 vorsieht.
Daß die Umsetzung des deutschen Kli-
maschutzzieles ins Stocken geraten ist,
hat folgende Gründe:

• Wichtige Maßnahmen aus dem CO
2

Minderungsprogramm der Bundes-
regierung wurden verschoben, wie
die Einführung einer CO

2
/Energie-

Steuer, die von einer EU-weiten Lö-
sung abhängig gemacht wird.

• Andere Maßnahmen wurden ganz
aufgegeben, wie die Einführung der
Wärmenutzungsverordnung, die zu-
gunsten der Selbstverpflichtung der
deutschen Wirtschaft ad infinitum zu-
rückgestellt wurde.

• Wichtige Handlungsfelder wurden im
nationalen Klimaschutzprogramm
weitgehend ausgeklammert wie bei-
spielsweise der Verkehrsbereich. Die
Fehlentwicklungen dort werden igno-
riert, obwohl gerade hier die CO

2
Emissionen entgegen dem nationa-
len Minderungsziel weiter ansteigen.

• Schließlich wurden in an die Klima-
politik angrenzenden Politikberei-
chen falsche Weichen gestellt. Bei-

spielsweise würde die Energierechts-
novelle in der von der Bundesregie-
rung vorgeschlagenen Form beste-
hende Förderungsmechanismen für
die erneuerbaren Energien wie das
Stromeinspeisegesetz und kommu-
nale Klimaschutzprogramme behin-
dern.

4. Internationaler Waldschutz

Die fundamentale Bedeutung der
Wälder für das ökologische Gleichge-
wicht, für den Erhalt der biologischen
Vielfalt, für den Klimaschutz und den
globalen Wasserhaushalt sowie ihre
Funktion als Lebensgrundlage von Mil-
lionen von Menschen gilt international
als anerkannt. Der jährliche Waldflä-
chenverlust von über 17 Millionen
Hektar bedroht diese vielfältigen Funk-
tionen des Waldes existentiell. Der in-
ternationale Handlungsbedarf ist seit
Jahren erkannt und hat zu zahlreichen
problemkonformen Instrumenten und
Lösungsansätzen geführt. Die Anwen-
dung und Umsetzung des international
erarbeiteten Instrumentariums ist jedoch
höchst unbefriedigend.

Obwohl die Fachwelt eher Hand-
lungsbedarf sieht, die vorhandenen
Instrumente umzusetzen und besser zu
koordinieren, wird heute - wie schon im
Vorfeld der UNCED - erneut über ein
neues völkerrechtsverbindliches Instru-
mentarium diskutiert. Die UN-Sonder-
generalversammlung soll hierfür die
Weichen stellen. Umstritten ist, ob ein
solches Instrument auf eine eigene
Waldkonvention hinauslaufen soll oder
ob der internationale Waldbereich
durch entsprechende Protokolle im
Rahmen der Klimarahmen- und Biodi-
versitätskonvention gestärkt werden soll.

Zu den Ursachen der mangelnden
Umsetzung vorhandener Instrumente
sowie einer unzureichenden völkerrecht-
lichen Regulierung gehört, daß sich die
Regierungen nicht auf Grundprinzipien
einer nachhaltigen Bewirtschaftung und
des Schutzes von Wäldern einigen kön-
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nen. Hinzu kommt, daß die Industrie-
länder nur unwillig die Art und Weise
der Bewirtschaftung ihrer Wälder auf
den internationalen Prüfstand stellen
wollen. Statt dessen weisen sie vor al-
lem den Tropenwaldländern die
Hauptaufgabe zu, die Zerstörung der
Wälder einzudämmen. Damit eng ver-
bunden sind die (ungeklärten) Fragen
der Kompensationen für den Nutzungs-
verzicht und die Höhe des Finanztrans-
fers für Schutzmaßnahmen.

Die Bundesregierung hat immer wie-
der bekräftigt, daß sie sich für den
Schutz der Wälder international einset-
zen wird. Das Tropenwaldprogramm
des BMZ ist ein Beispiel für eine solche
Prioritätensetzung in der entwicklungs-
politischen Zusammenarbeit. Die Ziel-
konflikte Nutzung und Schutz spiegeln
sich in den verschiedenen Positionen
der beteiligten Bonner Ministerien wi-
der. Während das BMU und mit ihm der
Wissenschaftliche Beirat der Bundesre-
gierung globale Umweltveränderungen
(WBGU) für ein Waldprotokoll im Rah-
men der Biodiversitätskonvention plä-
dieren, spricht sich das Landwirt-
schaftsministerium ebenso wie die
waldstarken Länder Kanada oder
Finnland für eine Waldkonvention aus.
Das BMZ setzt sich eher für eine Stär-
kung vorhandener Instrumente ein. Eine
öffentliche Debatte über Grundprinzi-
pien einer ökologisch und sozial ver-
träglichen Waldnutzung, die den viel-
fältigen Funktionen des Waldes gerecht
wird, findet in der Bundesrepublik nicht
statt. Bei der Umstellung der nationalen
Waldwirtschaft nach ökologischen Krite-
rien sieht die Bundesregierung kaum
Handlungsbedarf. Sie kann nicht als
Vorbild oder Vorreiter in die internatio-
nalen Verhandlungen zum Waldschutz
gehen.

In der Politik der Bundesregierung
scheinen die Nutzungs- über die Schutz-
interessen zu dominieren. Der ökonomi-
sche Faktor Holz steht dabei nach wie
vor im Vordergrund. Das Wirtschaftsmi-
nisterium unterstützt tatkräftig die Suche

nach Kriterien und Indikatoren, nach
denen Holz im Sinne einer nachhaltigen
Bewirtschaftung zertifiziert werden kann.
Zu den Zertifizierungsaktivitäten, an
denen auch die Privatwirtschaft und eine
Reihe von NRO beteiligt sind, ist jedoch
kritisch anzumerken, daß derzeit noch
Kriterien und Indikatoren fehlen, die
verbindlich und kontrollierbar auf inter-
nationaler und nationaler Ebene fest-
gelegt wurden.

Unmittelbar vor der UN-
Sondergeneralversammlung im Juni
1997, die die weitere Richtung für eine
völkerrechtlich verbindliche Regelung
vorgeben soll, setzt sich das Landwirt-
schaftsministerium, so scheint es, mit
seiner Position für eine Waldkonvention
durch und wird dabei vom Bundes-
kanzleramt unterstützt. Die Sinnhaftig-
keit einer Waldkonvention ist jedoch
umstritten. Die gleichen Akteure, die
sich in den letzten Jahren nicht auf ge-
meinsame Ziele und die Umsetzung
vorhandener Instrumente verständigen
konnten, werden wohl kaum die Kon-
flikte um Leistungen und Lastenteilung
lösen können. So besteht die Gefahr,
daß Schutzabsichten und die Multifunk-
tionalität des Waldes zu kurz kommen
und der kleinste gemeinsame Nenner
für den Umgang mit dem Rohstoff Holz
gesucht wird.

5. Die Biodiversitätskonvention

Die in Rio unterzeichnete Biodiversi-
tätskonvention gilt als bisher umfas-
sendster Versuch, den Schutz und die
Nutzung biologischer Vielfalt in ihrer
Gesamtheit einer internationalen Regu-
lierung zuzuführen. Zielsetzung der Kon-
vention ist auch, die aus den biologi-
schen Ressourcen gezogenen wirtschaft-
lichen Vorteile gerecht zu verteilen. Zum
ersten Mal verfügt eine Konvention, die
sich dem Schutz und der Nutzung bio-
logischer Vielfalt widmet, mit der GEF
über einen Finanzmechanismus, der
den Ländern der Dritten Welt zur Erfül-
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lung der Konventionsziele und -pflichten
Finanzmittel bereitstellt.

Die Bundesrepublik hat die Konven-
tion 1993 ratifiziert. Anders als dem
internationalen Klima- und Waldschutz
hat sie dieser Konvention jedoch bisher
keine besondere Aufmerksamkeit ge-
schenkt. National fehlt der politische
Wille bzw. die politische Durchsetzung
gegenüber Interessengruppen (Gen-
und Biotechnologiefirmen, Agrarindust-
rie und Bauernverbände), um in der
Umsetzung beispielhafte Signale an die
internationale Verhandlungsebene zu
schicken. Dies gilt insbesondere für die
seit Jahren verschleppte Novellierung
des Bundesnaturschutzgesetzes und für
das Bodenschutzgesetz, das immer noch
nicht beschlossen ist. Die gleichberech-
tigte Behandlung der Schutz- und Nut-
zungsziele der Konvention hat noch kei-
nen wirklichen Eingang in die deutsche
Umsetzungsstrategie auf nationaler und
internationaler Ebene gefunden. Auch
der WBGU sieht erhebliche Defizite, was
die Behandlung der Thematik als Quer-
schnittsaufgabe angeht und mahnt im
Jahresgutachten 1995 die Erarbeitung
der Nationalen Strategie an. Sie soll -
laut Planung des BMU - 1998 der Ver-
tragsstaatenkonferenz vorgelegt wer-
den.

Als „Bremser“ trat die Bundesregie-
rung bisher bei den Verhandlungen
über ein völkerrechtlich bindendes Pro-
tokoll über den sicheren Umgang mit
genetisch modifizierten Organismen
(Biosafety-Protokoll) auf, das vor allem
von den Ländern der Dritten Welt seit
Rio mit großer Vehemenz gefordert
wird. Die 2. Vertragsstaatenkonferenz in
Djakarta (1995) setzte eine technische
Arbeitsgruppe ein, die ein Regelwerk
zum sicheren Umgang mit Biotechnolo-
gien erarbeiten soll. Die Federführung
für dieses Protokoll liegt innerhalb der
Bundesregierung beim Gesundheitsmi-
nisterium. Die Bundesregierung setzt
sich gemeinsam mit Großbritannien,
den Niederlanden und Frankreich für
ein eher „schlankes“ Protokoll ein, das

möglichst wenige Reglementierungen
und Eingriffe für die bio- und gentech-
nologischen Wachstumsbranchen zur
Folge haben sollte. Die Skandinavier
fordern ein eher starkes Regelwerk und
die USA boykottieren jeglichen Versuch,
ihrer Industrie Zügel anzulegen.

Allmählich erfährt die Konvention
zum Schutz der biologischen Vielfalt in
der Öffentlichkeit größere Aufmerksam-
keit. Dies ist auch dem Engagement
nichtstaatlicher Organisationen zu ver-
danken. Geholfen hat ihnen dabei die
in Leipzig (Juni 1996) veranstaltete
FAO-Konferenz über pflanzengenetische
Ressourcen, die weit über die Experten-
zirkel hinaus relativ große Medienreso-
nanz erfahren hat. Dies wiederum unter-
stützt die engagierte Arbeit von Einzel-
personen in den Ministerien.

6. Finanztransfer

Fragen des Finanztransfers von Nord
nach Süd führten vor und während der
Rio-Konferenz zu heftigen Kontroversen
zwischen Industrie- und Dritte-Welt-
Ländern. Der Süden forderte zusätzliche
Finanzmittel zur effektiveren Bekämp-
fung von Armut und Umweltproblemen.
Die jährlichen Kosten für die Umsetzung
der Agenda 21 allein im Süden waren
in der Agenda selbst auf mehr als 600
Milliarden US-Dollar geschätzt worden.
Davon sollte der Norden 125 Milliar-
den US-Dollar aufbringen, was eine
Verdoppelung der weltweiten öffentli-
chen Entwicklungshilfe bedeutet hätte.

Das Thema Finanzen wurde als
Querschnittsaufgabe für die Umsetzung
der Agenda 21 betrachtet. Konsequent
enthalten deshalb alle Kapitel der A-
genda 21 am Schluß Schätzungen zum
Finanzbedarf der vorgeschlagenen
Maßnahmen. Kapitel 33 der Agenda
21 widmet sich darüber hinaus ver-
schiedenen Aspekten der Finanzierung
von Umwelt und Entwicklung. Neben
allgemeinen Leitlinien hierzu hält das
Kapitel sieben konkrete Einzelforderun-
gen fest. Dazu gehört u.a. die Bekräfti-
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gung des 0,7-Prozentziels (Anteil der
öffentlichen Entwicklungshilfe am Brutto-
sozialprodukt); die Erhöhung der Mittel
der Weltbanktochter IDA und des UN-
Entwicklungsprogramms (UNDP), neue
Finanzquellen durch Handel mit Zertifi-
katen und durch eine erhoffte „Friedens-
dividende“, die langfristige Lösung des
Schuldenproblems und Leitlinien für den
neuen globalen Umweltfonds (GEF).

Fünf Jahre nach Rio ist bis auf die
Gründung und Finanzausstattung der
GEF keines dieser Ziele erfüllt. Die GEF
wurde 1994 nach zähen Verhandlungen
für eine Laufzeit von drei Jahren (1994-
1997) lediglich mit 2.03 Milliarden US-
Dollar ausgestattet und blieb angesichts
der finanziellen Anforderungen weit
unterhalb der Erwartungen. Dennoch ist
in finanzieller Hinsicht die GEF das ein-
zig „harte“ Ergebnis des Rio-
Folgeprozesses. Weil die GEF u.a. als
Finanzmechanismus der Klima- und
Biodiversitätskonvention fungiert, ist sie
anders als die anderen Empfehlungen
des Kapitels 33 der Agenda 21 quasi zu
einem völkerrechtsverbindlichen Instru-
ment geworden.

Für alle anderen Vorschläge und
Ziele gilt: sie sind nicht annähernd um-
gesetzt worden. Die Entwicklungshilfe-
etats aller Industrieländer sind rückläu-
fig; die Mittel für die IDA wurden in zwei
Auffüllungsverhandlungen nach Rio ge-
kürzt; die Beiträge zur Entschuldung der
ärmsten hochverschuldeten Länder sind
minimal und weit von einem grundsätz-
lichen Ausstieg aus der Verschuldungs-
spirale entfernt. Gerade den ärmsten
hochverschuldeten Ländern wird die
hohe Schuldenlast nicht abgenommen.
Alleine der Schuldendienst (Zinsen und
Tilgungen) dieser Schuldnergruppe frißt
die Hälfte der an sie geleisteten Ent-
wicklungshilfe wieder auf.

Deutschland hat zu diesem ernüch-
ternden Tatbestand das seine beigetra-
gen. Das Finanzministerium blockiert
ernsthafte Durchbrüche bei der bi- und
multilateralen Entschuldung. Der Anteil
der Entwicklungshilfe am deutschen BSP

ist seit den 70er Jahren auf einem histo-
rischen Tiefstand und liegt 1997 bei
0,28 Prozent. Bei den GEF-Verhandlun-
gen (1993 bis 1994) war die Bundesre-
gierung noch bereit, die mangelnde
Zahlungsbereitschaft anderer Industrie-
länder durch einen erhöhten eigenen
Finanzbeitrag zu kompensieren.
Deutschland ist mit 380 Millionen DM
der drittgrößte Einzahler der GEF. Diese
vorbildliche Praxis wurde bei den Ver-
handlungen zur Wiederauffüllung der
IDA gänzlich aufgegeben. Die Bundes-
regierung pocht angesichts eigener
Haushaltslöcher nun auf
„eine gerechte Lasten-
teilung der Industrielän-
der“. Weil die Indust-
rieländer - allen voran
die USA - sich insgesamt
auf eine niedrigere Fi-
nanzausstattung der IDA
im April 1996 verstän-
digt hatten, hatte die
Bundesregierung am
Ende knapp über eine
Milliarde DM (gedacht für eine Laufzeit
von drei Jahren) „übrig“. Obwohl dieser
Betrag schon im Haushalt des BMZ ein-
gestellt war, floß ein Großteil des Gel-
des zurück an den Finanzminister und
nicht etwa in bilaterale Umwelt- und
Armutsprojekte in den ärmsten Ländern,
für die die IDA-Mittel eigentlich zu Ver-
fügung stehen sollten.

Die Bereitstellung finanzieller Mittel
ist ein unbestechlicher Indikator für die
Bedeutung von Politikfeldern und politi-
schen Prioritäten. Sie reflektiert besser
und direkter als auf der diskursiven E-
bene die gesellschaftlichen Interessen
und Machtkonstellationen. Welche Be-
deutung die Nord-Süd-Politik für die
Bundesregierung hat, zeigen die er-
nüchternden Fakten gerade im Rio-
Folgeprozeß. Die 1997 anstehenden
Verhandlungen zur Auffüllung der GEF
werden an diesem Trend nichts ändern.
Statt eines Einstiegs in neue Formen der
Finanzierung von Umwelt und Entwick-
lung droht die GEF immer mehr zu einer
Alibiveranstaltung der zum ökologi-
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schen Umsteuern unfähigen Industrie-
länder zu werden.

7. Institutionelle Fragen

Die Ursachen der unerfüllten Hoff-
nungen der Rio-Konferenz sind haupt-
sächlich wirtschaftlicher und politischer
Natur. Daneben gibt es jedoch eine
Reihe weiterer Hindernisse für internati-
onale umweltpolitische Fortschritte, die
im Völkerrechtssystem selbst liegen.
Nach wie vor gilt das Grundprinzip na-
tionalstaatlicher Souveränität. Internati-
onale Regelwerke indessen beschränken
staatliche Souveränität. Ist ein Abkom-
men erst einmal in Kraft getreten, übt es
institutionelle Zwänge aus, denen sich
ein souveräner Staat nur mit beträchtli-
chen politischen Kosten entziehen kann.
Die Abtretung von Souveränität will
deshalb gut überlegt sein. Bei aller Ein-
sicht in die Notwendigkeit supranatio-
naler Regulierung gerade im Umwelt-
bereich: Was wie geregelt wird, ist stark
von einzelstaatlichen Interessensstruktu-
ren geprägt. Die Klima- und Biodiver-
sitätsverhandlungen sind der schlagen-
de Beweis dafür, daß die gegenwärtige
internationale Umweltdiplomatie ohne
freiwillige Abgabe von Souveränität
nicht problem- und zeitadäquat agieren
kann.

Die Unzufriedenheit mit dem beste-
henden Institutionengefüge globaler
Umweltpolitik ist unübersehbar. Ohne
Zweifel ist internationale Umweltschutz-
politik ein von allen UN-Mitgliedstaaten
anerkanntes Arbeitsfeld der UNO. Über
die Wirksamkeit der von der UNO ein-
gesetzten institutionellen Instrumente
(multilaterale Übereinkommen und
Konventionen), ihrer prozeduraler Ver-
fahren und über die institutionelle Ver-
ankerung der Umweltpolitik in der UNO
hat jedoch eine offene Debatte begon-
nen. Verfahrensänderungen (z. B.
Mehrheits- oder Konsensprinzip) aber
auch eine grundlegende institutionelle
Reform im Umweltbereich der UNO
werden nach der Enttäuschung über die

Ergebnisse und den bisherigen Fol-
geprozeß von Rio wieder verstärkt dis-
kutiert.

Das 1973 gegründete Umweltpro-
gramm der Vereinten Nationen (UNEP)
sollte die Umweltaktivitäten aller inter-
nationaler Umwelteinrichtungen inner-
halb und außerhalb der UNO koordi-
nieren und als Katalysator dienen.
Letztere Rolle hat UNEP vor allem in
den 70er und 80er Jahren für das Zu-
standekommen internationaler Ab-
kommen innegehabt (vor allem im
Meeresschutz, beim Schutz der Ozon-
schicht und der Biodiversitäts-
konvention). UNEP hat wichtige Aufga-
ben in der Sammlung und Aufarbeitung
von Umweltdaten übernommen, und es
leistet wertvolle technische Hilfe beim
Aufbau von Umweltinstitutionen und
Informationssystemen vor allem in den
Ländern der Dritten Welt. In der ihm
zugedachten Koordinationsfunktion ist
UNEP gescheitert, was nicht an UNEP
selbst liegt, sondern an den institutio-
nellen Eigeninteressen der zu koordinie-
renden Umweltorganisationen und ei-
ner chronischen Unterfinanzierung des
Programmes. UNEP sollte eigentlich im
Rahmen von UNCED aufgewertet sowie
mit zusätzlichen Kompetenzen und Fi-
nanzen ausgestattet werden. Dafür
setzte sich auch die Bundesregierung
vor UNCED ein.

Statt dessen verschärfte sich die in-
stitutionelle Konkurrenz, als in Rio die
Kommission für Nachhaltige Entwick-
lung (CSD) eingerichtet wurde. Wie
UNEP ist auch die CSD dem Wirt-
schafts- und Sozialrat der Vereinten Na-
tionen (ECOSOC) unterstellt. Sie soll die
Umsetzung der Agenda 21 auf natio-
naler und internationaler Ebene über-
wachen und koordinieren. Die CSD hat
sich in den vier Jahren ihres Bestehens
zum zentralen umwelt- und entwick-
lungspolitischen Dialogforum auf glo-
baler Ebene entwickelt. NRO sind an
ihren Aktivitäten stärker beteiligt als in
allen anderen UN-Institutionen. Der
politische Handlungsspielraum der CSD
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ist allerdings gering. Sie verfügt weder
über ausreichende Entscheidungkom-
petenzen noch über die notwendigen
finanziellen Mittel. Ihre Einflußmöglich-
keiten gegenüber den zentralen Wirt-
schafts- und Finanzinstitutionen Welt-
bank, IWF und WTO sind bisher gleich
Null. Die Arbeitsteilung zwischen UNEP
und der CSD ist weiterhin nicht eindeu-
tig geklärt.

Die Bundesregierung setzt sich im
Vorfeld der Sondergeneralversamm-
lung sowohl für eine Stärkung des UNEP
als auch der CSD ein. Dabei ordnet sie
UNEP eher koordinierende und kataly-
satorische Funktionen im Umweltbe-
reich der UNO zu, während die CSD
eher als Dialogforum für den Bereich
Umwelt und Entwicklung angesehen
wird. Sie hat aber darüber hinaus nicht
präzisiert, wie sie sich eine Arbeitstei-
lung innerhalb der UNO im Umweltbe-
reich vorstellt, und ob sie für die Stär-
kung von UNEP zusätzliche Finanzmittel
bereitstellen will.

Die Vorschläge zu einer grundlegen-
den Umstrukturierung des Umweltbe-
reichs im UN-System reichen von einer
Erweiterung der UN-Charta um Aufga-
ben des Umwelt- und Ressourcenschut-
zes, über die Schaffung eines „Umwelt-
Sicherheitsrates“ oder die Umfunktio-
nierung des UN-Treuhandrates in einen
„Umwelt-Treuhandrat“, eine Aufwertung
von UNEP bzw. eine Zusammenlegung
von UNEP und UNDP, bis hin zur Er-
richtung einer globalen Umweltbehör-
de. All diesen Vorschlägen gemeinsam
ist der Wunsch nach einer Instanz, die
mit umfassender Kompetenz, Verant-
wortung, Koordinations- und vor allem
auch Kontrollfunktion (inkl. Sanktions-
gewalt), eine globale Politik der Nach-
haltigkeit durchsetzen hilft, die natürli-
che Ressourcen schützen und Konflikte
um ihre Verteilung regeln soll. Die Vor-
stellungen darüber, welche Aufgaben
eine solche global steuernde Instanz
übernehmen soll, und wie vor allem die
Entscheidungsstrukturen in einer nach
wie vor hierarchischen asymmetrischen

Weltwirtschaftsordnung aussehen sollen,
sind bislang völlig unklar.

8. Die Rolle der NRO

Mit der Agenda 21 wurden das En-
gagement und die Rolle nichtstaatlicher
Akteure bei der Umsetzung von Umwelt-
und Entwicklungszielen erstmals in ei-
nem internationalen Dokument beson-
ders hervorgehoben. Die Agenda 21
widmet zehn ihrer 40 Kapitel unter dem
Stichwort major groups der Partizipation
unterschiedlicher gesellschaftlicher
Gruppen. In dieser Aufwertung kommt
zum Ausdruck, daß sich der Staat und
internationale Organisationen nicht
mehr als alleinige Zentren von Politik
und Gesellschaft begreifen. Die Sach-
kompetenz von Umwelt-, Frauen- und
Entwicklungsorganisationen, Kirchen
und Verbraucherorganisationen wird
gesucht und durch nationale und inter-
nationale Konsultationen, aber auch
durch Beteiligung in Regierungsdelega-
tionen und formalen Beobachterstatus
(z.B bei der GEF und dem Montrealer
Protokoll) einbezogen.

Viele Regierungen - so auch die Bun-
desregierung - unterstützen folgerichtig
finanziell und politisch die Arbeit und
das Engagement von Umwelt- und Ent-
wicklungsorganisationen im gesamten
Rio-Prozeß.

In Deutschland ist es gelungen, mit
dem Forum Umwelt & Entwicklung ge-
meinsame Strukturen der am Rio-Folge-
prozeß interessierten NRO zu schaffen.
Die Finanzierung von Veranstaltungen,
Veröffentlichungen und der Teilnahme
an internationalen Verhandlungsprozes-
sen durch das BMU und BMZ hat dazu
beigetragen, daß die NRO-Arbeit im
Rio-Folgeprozeß kontinuierlich gestaltet
und längerfristig ausgelegt werden
konnte. Nicht zuletzt hatten die Existenz
und die Arbeit des Forums einen gewis-
sen Mobilisierungseffekt für NRO, die
sich bisher nicht mit dem Rio-Prozeß
befaßt hatten.

Der internationalen Aufwertung von
NRO und der partiellen finanziellen
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Unterstützung ihrer Arbeit im Rio-Folge-
prozeß steht in Deutschland allerdings
der Abbau in früheren Jahren erstritte-
nener Partizipations- und Beteiligungs-
rechte gegenüber. Mit sogenannten
Beschleunigungsgesetzen wie dem In-
vestitionserleichterungsgesetz, im Na-
turschutz und im Verkehrswegebau wur-
den Mitspracherechte von Bürgerinitiati-
ven und Umweltverbänden auf der lo-
kalen Ebene als „bürokratisches Ent-
wicklungshemmnis“ abgebaut. Dieses
Vorgehen widerspricht diametral den in
der Agenda 21 formulierten Mitwir-
kungsrechten für nichtstaatliche Grup-
pen.

Die internationale Aufwertung von
NRO besonders im Rahmen der UN-

Konferenzen der letzten fünf Jahre darf
zudem nicht darüber hinwegtäuschen,
daß ihre Mitwirkung vor allem auf die
„weichen“ Themenfelder beschränkt ist.
Geht es um „harte“ nationalstaatliche
Interessen in der Außen- und Außenwirt-
schaftspolitik, bleibt die Tür in der Regel
für NRO weiterhin verschlossen. Der
Einfluß der NRO auf die reale Entschei-
dungsfindung für eine öko-soziale und
gerechte Entwicklung ist daher noch
immer als bescheiden anzusehen. Auch
die NRO sollten daher anläßlich der
Sondergeneralversammlung eine
selbstkritische Bilanz ihrer Aktivitäten
und politischen Reichweiten ziehen. Das
Forum Umwelt & Entwicklung wertet
seine Aktivitäten u.a. im Rahmen eines
Symposiums im Juni 1997 aus.
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Was tun?
Schlußfolgerungen und

Handlungsempfehlungen

ie Sondergeneralversammlung
(SGV) 1997 wird das wichtigste
umwelt- und entwicklungspolitische

Globalereignis seit Rio sein. Sie sollte
auch nach Meinung des Forums Umwelt
& Entwicklung auf der höchsten politi-
schen Ebene stattfinden. Grundsätzlicher
Zweck der SGV sollte es sein, das The-
ma nachhaltige Entwicklung zurück an
die Spitze der globalpolitischen Tages-
ordnung zu bringen. Von der Sonderge-
neralversammlung müssen klare politi-
sche Signale und die Verpflichtung zu
einer verbindlicheren Gestaltung des
weiteren Umsetzungsprozesses der A-
genda 21 ausgehen.

Die Sondergeneralversammlung
bietet aber auch auf Bundesebene den
Anlaß, verstärkte Anstrengungen zu un-
ternehmen, um die Stagnation deut-
scher Umwelt- und Entwicklungspolitik
zu überwinden. Das folgende Bündel
von Empfehlungen richtet sich daher
sowohl an die Vereinten Nationen und
die Sondergeneralversammlung, als
auch an die politischen Entscheidungs-
träger in Deutschland. Einzelne Emp-
fehlungen wenden sich auch an die
Nichtregierungsorganisationen direkt,
denn ohne ihre weitere konzeptionelle
Arbeit, ihre Mobilisierung von Öffent-
lichkeit und Medien und ihren ständigen
Druck auf Regierungen und UN sind
soziale und ökologische Fortschritte
nicht zu erwarten.

1. UN-Umwelt- und Entwicklungs-
recht ausbauen

Agenda 21

Die Umsetzung der Agenda 21 - des
Aktionsprogrammes von Rio für das 21.
Jahrhundert - leidet darunter, daß die
Agenda 21 zu viele Kann-
Bestimmungen enthält, ihre Finanzie-
rung nicht gesichert ist und die zur Um-
setzung der Agenda eingesetzte Kom-
mission für Nachhaltige Entwicklung
(CSD) keine ausreichenden Befugnisse
besitzt.

Das Forum Umwelt & Entwicklung
fordert die vollständige Umsetzung der
Agenda 21 nach einem verbindlichen
Zeitplan und lehnt die Verabschiedung
einer neuen, unverbindlichen „Erd-
Charta“ ab. Unter den zahlreichen
Maßnahmen zur Umsetzung der Agen-
da 21 möchten wir die folgenden he-
rausgreifen:

è Die international koordinierte Einfüh-
rung ökologischer Steuern, bei-
spielsweise einer Steuer auf Kerosin
für den Flugverkehr.

è Ein internationales Abkommen zum
Abbau und Verbot umwelt- und ent-
wicklungsschädlicher Subventionen,
beispielsweise bei der Rohstofförde-
rung, dem Rohstoffverbrauch und in
der Land- und Forstwirtschaft (z.B.
EU-Rindfleischexporte).

è Die Einführung sozialer und umwelt-
politischer Mindeststandards im
Welthandel.

D
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è Die Festlegung verbindlicher Indi-
katoren, um die volkswirtschaftliche
Gesamtrechnung um den Verbrauch
von Ressourcen und den wirtschaftli-
chen Wert der Luft-, Boden- und
Wasserqualität zu ergänzen.

è Die verstärkte Förderung der Lokalen
Agenda 21 durch Bund, Länder und
Gemeinden.

Klimarahmenkonvention

è Die SGV wird aufgefordert, die Wei-
chen für die Verabschiedung eines
wirksamen Protokolls zur Reduzie-
rung von Treibhausgasemissionen
auf der im Dezember 1997 in Kioto
stattfindenden 3. Vertragsstaaten-
konferenz der Klimarahmenkonven-
tion zu stellen. Das Forum Umwelt &
Entwicklung unterstützt den Protokoll-
vorschlag der Allianz kleiner Insel-
staaten (AOSIS), der eine CO2-
Reduktion von 20 Prozent bis 2005
gemessen am Basisjahr 1990 für alle
Industriestaaten vorsieht.

è Global müssen die CO2-Emissionen
ab dem Jahr 2000 bis zur Mitte des
nächsten Jahrhunderts jährlich um 1
Prozent gesenkt werden. Aus diesem
Grunde müssen nach Abschluß des
Kioto-Protokolls die CO2-Emissionen
auch in den Entwicklungsländern
langfristig begrenzt werden.

è Das Forum Umwelt & Entwicklung
fordert die Bundesregierung auf, den
Klimaverhandlungen dadurch
Glaubwürdigkeit zu verleihen, daß
sie ihr eigenes CO2-Reduktionsziel
von 25 Prozent bis zum Jahr 2005
fristgerecht umsetzt. Dazu ist eine
grundlegende Wende in der Ver-
kehrs- und Energiepolitik erforder-
lich.

Biodiversitätskonvention

è Die Bundesregierung wird aufgefor-
dert, die nationale Strategie, die
Leitbilder für den Schutz und die Nut-

zung biologischer Vielfalt formulie-
ren soll, endlich zu verabschieden.

è Die SGV wird aufgefordert, sich für
die Verabschiedung eines Protokol-
les zur Biologischen Sicherheit einzu-
setzen. Darin sollen sowohl die An-
wendung von Haftungsregelungen
für den Umgang mit gentechnisch
veränderten Organismen, als auch
das grenzüberschreitende Inver-
kehrbringen dieser Organismen auf
einem hohen Schutzniveau geregelt
werden.

è Entsprechend dem Mandat der
zweiten Biodiversitäts-
Vertragsstaatenkonferenz von Dja-
karta („Djakarta Mandat“) soll die
SGV den Auftrag erteilen, die Be-
stimmungen der Konvention auch im
Bereich der marinen Biodiversität zu
konkretisieren.

è Nach dem Vorbild der EU-Richtlinie
zum Schutz von Flora, Fauna und
Habitaten (FFH-Richtlinie) muß ein
Naturschutz-Protokoll zur Biodiversi-
tätskonvention mit verbindlichen
Kriterien für die Ausweisung eines
weltweiten Netzes von Schutzgebie-
ten verabschiedet werden.

Abkommen zum Schutz der Wäl-
der

è Auf Grundlage der Arbeiten des In-
tergovernmental Panel on Forests
(IPF) soll die SGV den Auftrag für die
Aushandlung eines Wälderprotokol-
les zur Biodiversitätskonvention er-
teilen. Das neue Abkommen soll so-
wohl die Wälder der Tropen, als
auch boreale Wälder und Wälder
der gemäßigten Breiten in seinen
Schutz einbeziehen.

è Die SGV soll folgende Leitlinien für
ein internationales Waldschutzab-
kommen vorgeben:

• Die Beendigung des Naturwaldver-
lustes in allen klimatischen Regionen.
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Dazu muß völkerrechtlich verbindlich
ein Zeitplan festgelegt werden.

• Die Vergrößerung der globalen
Waldfläche durch naturnahe Auf-
forstung in allen klimatischen Regio-
nen entsprechend einem völkerrecht-
lich verbindlichen Zeitplan.

• Der Schutz der biologischen Vielfalt
in allen Waldtypen, u. a. durch die
Formulierung spezifischer Umwelt-
ziele.

• Die Achtung der kulturellen Vielfalt
und die Sicherung der Nutzungs-
rechte der traditionellen Bevölke-
rung.

2. Nachhaltige Entwicklung
gegenüber dem  Welthandels-
recht stärken

è In das WTO-Abkommen soll eine
Integrations- und Vorrangklausel für
Belange der nachhaltigen Entwick-
lung aufgenommen werden.

è Innerhalb der WTO-Arbeitsgruppe
Handel und Umwelt muß geklärt
werden, inwieweit handelspolitische
Maßnahmen in multilateralen Um-
weltabkommen erlaubt sind. Multi-
laterale Umweltabkommen müssen
grundsätzlich Vorrang vor Handels-
recht genießen.

è Bei der Aushandlung des Multilate-
ralen Investitionsabkommens der
OECD müssen die Belange der
nachhaltigen Entwicklung Vorrang
vor anderen Zielen des Abkommens
erhalten.

3. Institutionen erneuern

Reform der CSD

è Die Kommission für Nachhaltige Ent-
wicklung (CSD) ist zur Zeit ein Gremi-
um ohne ausreichende Befugnisse.
Sie muß politisch aufgewertet wer-
den. Insbesondere müssen ihre
Kompetenzen gegenüber dem IWF,

der Weltbank und der WTO gestärkt
werden.

è Aufgabe der CSD muß es weiterhin
sein, die Umsetzung der Agenda 21
auf nationaler und internationaler E-
bene zu überwachen und - wie mit
dem Internationalen Forstpanel - die
Entwicklung neuer Umwelt- und Ent-
wicklungsabkommen anzustoßen.
Um die Umsetzung der Agenda 21
überprüfen und vorantreiben zu kön-
nen, muß die nationale Berichts-
pflicht an die CSD reformiert werden.
Das CSD-Sekretariat muß das Recht
erhalten, zukünftig neben den Be-
richten der Regierungen in noch stär-
kerem Umfang die unabhängigen
Beiträge von Nichtregierungsorgani-
sationen und wissenschaftlichen In-
stitutionen in seiner Arbeit zu berück-
sichtigen.

Reform anderer Institutionen

è Im Gesamtzusammenhang der UN-
Reform müssen auch die anderen
UN-Institutionen der Umwelt- und
Entwicklungszusammenarbeit wie
das Umweltprogramm UNEP und
das Entwicklungsprogramm UNDP
gestärkt und mit ausreichenden Fi-
nanzmitteln ausgestattet werden.

è Das Verhältnis zwischen den UN-
Institutionen für nachhaltige Entwick-
lung und der WTO sowie den multi-
lateralen Entwicklungsbanken muß
neu geordnet werden.

è Die Behandlung von Fragen der ö-
kologischen Sicherheit muß im UN-
System institutionell verankert wer-
den.

è Bei der Verletzung von internationa-
lem Umwelt- und Entwicklungsrecht
müssen differenzierte Sanktionsmög-
lichkeiten bestehen, die innerhalb
des UN-Systems institutionell veran-
kert sind.
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4. Finanzierung verbessern

è Die multilateralen Entwicklungsban-
ken müssen ihre Aktivitäten grund-
sätzlich nach sozialen und ökologi-
schen Leitlinien ausrichten.

è Die Beiträge der großen Industrie-
staaten sollten bei der nächsten
Wiederauffüllungsrunde der Globa-
len Umweltfazilität (GEF) 1997 spür-
bar aufgestockt werden, nachdem
eine grundlegende Evaluierung der
bisherigen Projektarbeit unter Einbe-
ziehung der NRO stattgefunden hat.

è Das von den Vereinten Nationen
vorgesehene Ziel, die öffentliche
Entwicklungshilfe der Industrieländer
auf mindestens 0,7 Prozent ihres
Bruttosozialproduktes zu erhöhen,
muß entgegen der derzeitigen
Trends innerhalb eines klar definier-
ten Zeitplanes erreicht werden. Die
öffentliche Entwicklungshilfe muß sich
in Zukunft auf die am wenigsten ent-
wickelten Länder konzentrieren.

5. Nationale Vorreiterrolle
ausfüllen

Wo Deutschland innerhalb der inter-
nationalen Umweltverhandlungen eine
eher positive, pro-aktive Rolle einnimmt
und wo es sich als Bremser oder passiv-
abwartend verhält, unterscheidet sich je
nach Konvention und teilweise schon
bei Teilaspekten der einzelnen Konven-
tionen und Prozesse. Die bundesdeut-
sche Positionsfindung ist zudem erheb-
lich beeinflußt von der Abstimmung
innerhalb der EU, die in der Regel als
Verhandlungsblock agiert. Deutschland
spielt bei der Positionsfindung innerhalb
der EU aber auf Grund seiner politi-
schen und wirtschaftlichen Stärke eine
herausragende Rolle.

è Die deutsche „Vorreiterrolle“ in den
Verhandlungen des Rio-Folgepro-
zesses hat sich bisher auf die beiden
in der deutschen Öffentlichkeit po-
pulären Themen Klima und Wald
beschränkt. Bei der Umsetzung der

Agenda 21 hat sich Deutschland be-
reiterklärt, als Pilotland für die Ent-
wicklung von Indikatoren für nach-
haltige Entwicklung zu fungieren. Für
die kommenden Jahre sollte die
Bundesregierung sich ebenso aktiv
an der Weiterentwicklung der weni-
ger bekannten Biodiversitätskonven-
tion und der Desertifikationskonven-
tion beteiligen. Zudem wurde die
entwicklungspolitische Seite des Rio-
Folgeprozesses gegenüber den Um-
weltkonventionen bislang vernach-
lässigt. Dieses Ungleichgewicht muß
überwunden werden.

è Langfristig ist eine internationale
Vorreiterrolle nur dort möglich, wo
eine nationale Vorbildrolle wahrge-
nommen wird. Dazu müssen auf
Seiten der Politik auch Konflikte mit
nationalen Interessengruppen geführt
und durchgestanden werden. Bisher
wurden von der Bundesregierung
diese Konflikte tunlichst vermieden,
etwa wenn es um die Umsetzung des
CO2-Minderungsprogrammes gegen
die Interessen der Energiewirtschaft
und der Automobilindustrie oder um
die Belange biologischer Sicherheit
gegenüber der Chemiewirtschaft
ging. Signalwirkung für den ökologi-
schen Umbau des Industriestandortes
Deutschland können die ökologische
Steuerreform und der Abbau umwelt-
schädlicher Subventionen, beispiels-
weise für die Mineralölindustrie, im
Kohlebergbau und in der Landwirt-
schaft haben.

Unter dieser Vorausetzung wäre es
auch möglich, den deutschen Einfluß
innerhalb der EU-Umweltpolitik besser
zur Geltung zu bringen. Denn die Positi-
onsfindung innerhalb der EU hängt
auch von der Glaubwürdigkeit der Poli-
tik einzelner Mitgliedstaaten und von
dem politischen Gewicht, mit dem ein-
zelne Themen von den Mitgliedstaaten
in die Verhandlungen hineingetragen
werden, ab.
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6. NRO politisch und konzeptio-
nell stärken

è Die Informations- und Mitwirkungs-
rechte von NRO in internationalen
politischen Prozessen müssen weiter
ausgebaut und rechtlich verankert
werden. Das momentane Ungleich-
gewicht zwischen guten Beteili-
gungsmöglichkeiten in Diskussionsfo-
ren wie der CSD, ausbauwürdigen
Beteiligungsrechten in den internati-
onalen Umweltkonventionen (z. B.
Klimarahmenkonvention, Biodiver-
sitätskonvention) und dem restriktiven
Informationszugang, der WTO und
der multilateralen Entwicklungsban-
ken muß überwunden werden.

è All die in internationalen Konventio-
nen und Verhandlungsprozessen ge-
wonnenen Beteiligungs- und Infor-
mationsrechte lassen sich nur dann
sinnvoll nutzen, wenn Nichtregie-
rungsorganisationen eine gewisse
Verhandlungsmacht mit in diese Pro-
zesse bringen. Diese Verhandlungs-
macht ist normalerweise abhängig
davon, inwieweit NRO in ihrem Han-
deln gesellschaftlich legitimiert sind
und sowohl die Medien, als auch ihre
Mitglieder und die Öffentlichkeit
mobilisieren können. Diese beiden
Faktoren bedingen sich in der Regel
gegenseitig.

è Mit dem Forum Umwelt & Entwick-
lung wurde im Nachklang zu UNCED
die bis dato eher punktuell stattfin-
dende Vernetzung zwischen Umwelt-
und Entwicklungs-NRO in Deutsch-
land auf eine organisatorische und
strukturelle Basis gestellt. Die Finan-
zierung der Arbeit des Forums Um-
welt & Entwicklung und insbesondere
der Projektstelle muß aus diesem
Grunde langfristig gesichert werden.

è Während die Vernetzung im Rahmen
des Forums gut gelungen ist, muß
die Rückkoppelung zwischen den
NRO-Vertretern, die auf der natio-
nalen und internationalen Ebene,
und damit auf einem recht abstrak-
ten Niveau, arbeiten, und den eh-
renamtlichen Mitgliedern und Sym-
pathisanten an der Basis verbessert
werden. Positive Beispiele dafür, wie
ein solcher Diskurs zwischen ehren-
amtlicher Basis und den mit den in-
ternationalen Verhandlungsprozes-
sen befaßten Verbandsfunktionären
organisiert werden kann, sind die
zahlreichen Basisaktivitäten im Zu-
sammenhang mit dem Berliner Kli-
magipfel 1995 oder der Leipziger
FAO-Konferenz 1996.

è Neben der ökologischen müssen sich
umwelt- und entwicklungspolitische
NRO zukünftig stärker der sozialen
Komponente des Leitbildes der
nachhaltigen Entwicklung zuwenden.
Zur Zeit werden ökologische Moder-
nisierungsvorschläge sowohl im
Norden als auch im Süden durch die
vorhandenen sozialen Probleme in
der öffentlichen Wahrnehmung ü-
berlagert. In Deutschland müssen die
NRO sich deshalb zukünftig stärker
auf die gesellschaftliche Auseinan-
dersetzung mit den Sozialpartnern
einlassen, um die positiven Zusam-
menhänge zwischen der sozialen und
ökologischen Modernisierung her-
auszuarbeiten.
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Das Forum
Umwelt & Entwicklung

Ein halbes Jahr nach Rio, am 16. De-
zember 1992, gründeten 35 Verbände
das Forum Umwelt & Entwicklung deut-
scher Nichtregierungsorganisationen.
Dieser Zusammenschluß zu einer Ar-
beitsplattform hat folgende Ziele:

• Rio ernst zu nehmen und gemeinsam
das Machbare zu versuchen, um
weltweit zum Abbau von Armut und
zum Schutz der Schöpfung beizutra-
gen,

• national und international darauf zu
drängen, daß die Beschlüsse von Rio,
insbesondere die Agenda 21, umge-
setzt werden,

• in Arbeitsgruppen Standpunkte zu
Themen zu erarbeiten, die nach Rio
weiter verfolgt werden müssen,

• bestimmte Bereiche der Informati-
ons- und Bildungsarbeit zu koordinie-
ren,

• Regierung und Parlament durch ge-
meinsames Auftreten inhaltlich her-
auszufordern,

• für internationale Kontakte als deut-
scher Partner zur Verfügung zu ste-
hen,

• die Beteiligungsmöglichkeiten für
Nichtregierungsorganisationen in
den Gremien des Rio-Folgeprozesses
wahrzunehmen.

Das Forum Umwelt & Entwicklung trifft
sich als Plenum zweimal pro Jahr und
berät die jeweils nächsten Schritte der
Zusammenarbeit. Die Koordination und
Information nach innen und außen ü-
bernimmt die Projektstelle Umwelt &
Entwicklung.

Die Arbeitsgruppen

Der Zweck des Forums Umwelt & Ent-
wicklung ist, gemeinsame Standpunkte
und damit Strategien zu erarbeiten, um
politisch neue Maßstäbe setzen zu kön-
nen. Daher wurden bisher elf Arbeits-
gruppen mit je einem Schwerpunkt-
thema gebildet. Jede am Forum Um-
welt  & Entwicklung beteiligte Organisa-
tion kann in diesen Arbeitsgruppen mit-
arbeiten:

• Biologische Vielfalt
• Desertifikation
• Frauen
• Handel
• Jugend
• Klima
• Lebensweise
• Nachhaltige Entwicklung
• Nachhaltige Landwirtschaft
• Stadt- und Regionalentwicklung
• Wälder

Da die Arbeitsgruppen mit ihrer inter-
disziplinären Besetzung viel Sachver-
stand konzentrieren, finden sie zuneh-
mend Beachtung bei Fachjournalisten,
Ministerien und Institutionen. Die von
ihnen erstellten Analysen und Empfeh-
lungen gelangen in Zusammenarbeit
mit der Projektstelle an die Öffentlich-
keit.
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Die Projektstelle des Forums
Umwelt & Entwicklung

Die Projektstelle ist Sprachrohr und Ko-
ordinationsinstrument des Forums Um-
welt & Entwicklung und Umschlagplatz
gemeinsam erarbeiteter Positionen der
beteiligten Verbände. Sie unterhält
Kontakte zu Organisationen aus Ent-
wicklungsländern und stimmt sich mit
internationalen Verbänden für gemein-
same Aktivitäten ab. Sie begleitet auf
UN-Ebene die nach Rio weiterlaufenden
internationalen Arbeiten zu Umwelt und
Entwicklung. Eine ihrer Hauptaufgaben
ist es, der deutschen Öffentlichkeit den
Zusammenhang zwischen Umwelt und
Entwicklung zu verdeutlichen und für
eine Änderung der verschwenderischen
Wirtschafts- und Lebensweise in den
industrialisierten Ländern einzutreten,
die natürliche Lebensgrundlagen zer-
stört und Millionen Menschen, insbeson-
dere in Ländern des Südens, ihrer Le-
benschancen beraubt.

Die Arbeit der Projektstelle wird definiert
von einem Leitungskreis, der sich zu-
sammensetzt aus VertreterInnen von je
vier Umwelt- und Entwicklungsorgani-
sationen, einer Vertreterin der Frauen-
verbände und einer/m VertreterIn der
Jugendverbände. Der Leitungskreis rep-
räsentiert die Standpunkte und Forde-
rungen des Forums Umwelt & Entwick-
lung gegenüber Regierungsinstitutionen
und der Öffentlichkeit. Die Projektstelle
wird vom Bundesministerium für Um-
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit
(BMU) und vom Bundesministerium für
Wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung (BMZ) finanziell gefördert,
Anstellungsträger ist der Deutsche Na-
turschutzring e.V. (DNR).

Beteiligte Verbände im Forum
Umwelt & Entwicklung

AgrarBündnis l Arbeitsgemeinschaft
Kirchlicher Entwicklungsdienste l Ar-
beitsgemeinschaft Regenwald und Ar-
tenschutz l AT-Verband l Brot für die
Welt l BUKO l Bund der Deutschen
Katholischen Jugend l BUND-Jugend l
Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland (BUND) l Deutsche Welt-
hungerhilfe l Deutsches IDNDR-
Komitee für Katastrophenvorbeugung l
Deutsches Institut für tropische und sub-
tropische Landwirtschaft (DITSL) l Deut-
scher Naturschutzring (DNR) l Deutscher
Tierschutzbund l Deutscher Volkshoch-
schulverband l Eine Welt Jugendnetz-
werk l Evangelische Kirche Deutschland
l FIAN l Frieden mit der Erde l Ger-
manwatch l Grüne Liga l Heinrich-Böll-
Stiftung l Infoe l Kindernothilfe l Mise-
reor l Naturschutzbund Deutschland
(NABU) l Naturschutzjugend l NEPAL l
NRO-Frauenforum l Ökolöwe l Oro
Verde l Regenwaldforum l Senior Ex-
pert Service l Stiftung Entwicklung und
Frieden l Südwind l Terre des Hommes
l Urgewald l Verband Entwicklungspo-
litik deutscher Nicht-
regierungsorganisationen (VENRO) l

WEED l World Wide Fund for Nature
Deutschland  l und weitere Verbände.

Weitere Informationen über das Forum
Umwelt & Entwicklung deutscher Nicht-
regierungsorganisationen erhalten Sie
beim:

Fo rum Umwe l t  &  En tw i ck l ungFo rum Umwe l t  &  En tw i ck l ung
Am Michaelshof 8-10
D - 53177 Bonn
Telefon: 0228-359704
Fax:   0228-359096
E-mail:   dnr@oln.comlink.apc.org
Internet: http://www.oneworldweb.de/forum
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Fünf Jahre nach dem Erdgipfel
Publikationen des Forums Umwelt & Entwicklung

Fünf Jahre nach dem Erdgipfel - Bilanz und Perspektiven.
In dieser Reihe erscheinen sechs Veröffentlichungen

oo Umwelt und Entwicklung - Eine Bilanz

oo Klimapolitik

oo Schutz der Wälder

oo Biologische Vielfalt

oo Finanzierung von Umwelt und Entwicklung

oo „Indikatorenbericht von unten“

Alle genannten Veröffentlichungen können kostenlos bezogen werden über das

Forum Umwelt & Entwicklung
Am Michaelshof 8 - 10
53177 Bonn
Fax: 0228-359096


